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umſalũ 
— Verfaſſungsfrage. 
Der Stanbpunkt ber Sozialbemokratie nuveränbert. 

Nach den bisherigen häuſigen Deklamationen der 
bürgerlichen Parteien über das Selbſtbeſttmmungs⸗ 
recht Danzigs hätte man annehmen müſſen, daß ſie 
den. eigenartige Schritt des Oberkommiſſars Haking 
in der W eeeen gans energiſch zurückweiſen 
würden. Als geſtern im Volkstag die Parteten zu 
dem GSchreiben des Oberkommiſſars Stellung nahmen, 
zeigte ſich aber das gerade Gegentell. Daß die Polen 

ich mit der Hakingſchen Anſicht einverſtanden erklär⸗ 
ten, iſt ſchließlich noch zu begreifen. Deutſchnationale, 
Deutſche Partei und Zentrum aber machten einige 
Rebensarten von den „ſouveränen Rechten des Dan⸗ 
ziger Volkes“, um ſich dann der Anſſcht des Ober⸗ 
kommiſſars anzuſchließen, daß eine qualifizierte Mehr⸗ 
heit für dieſe Verfaſſungsänderung nicht notwendig 
ſel.] Damit hat der Bürgerblock ſeinen bisherigen 
Stanbpunkt in der Frage völlig aufgegeben, und an⸗ 
geſichts dieſes Verhaltens war die Frage des Abgeord⸗ 
neten Matſchkewitz durchaus nicht unberechtigt, ob der 
Oberkommiſſar zu ſeinem Schritt nicht von Danziger 
Seite ermutigt worden iſt. Einen beachtenswerten 
Vorſchlag machten die Kommuniſten, die Verfaſſungs⸗ 
frage durch einen neu zu wählenden Volkstag ent⸗ 
ſcheiden zu laſſen. Dafür aber iſt der Bürgerblock nicht 
zn haben, da ihm vor einer Volksabrechnung bange iſt. 

Für die Sozialdemokratie gab Genoſſe Gehl fol⸗ 
gende Erklärung ab: 

Dit ſostaldemokratiſche Fraktiyn ſieht im Gegenſatz zu der 
in der Entſcheidung des Oberkommiſſars zum Ausdruck ge⸗ 
brachten Auffaſſung nach wie vor auf dem Standpunkt, daß 
die Verfaſſung durch Beſchlu des Völkerbundsrates vom 
22. Juni 1921 proviſoriſch in Kraft geſetzt worden iſt, ſoweit 
ühre Abänderung nicht vom Völkerbunde ausdrücklich gefor⸗ 
dert wird. Eine Abänderung des Artikel 48 iſt aber bisher 
nicht gefordert worden. Dieſer Artikel, der Beſchlüſſe des 
Volkstages auf Abänderung der Verfaſſung von einer Zwei⸗ 
drittelmehrheit abhängig macht, iſt gleichfalls proviſoriſch in 
Kraft geſetzt worden. Dieſen Standpunkt hat auch der ge⸗ 
ſamte Volkstag bet den Abſtimmungen am 19. Dezember 1021 
und am 4. April 1022 ohne Wiberſpruch von irgendeiner 
Seite eingenommen. Von ihm abzugehen, liegt felbſt in An⸗ 
hetracht der Gründe der Entſcheidung des Oberkommiſſars 
vom 25. April 1022 keine Veranlaſſung vor. Der Oberkom⸗ 
miſſar überſieht dabei, daß Artikel 8 der Danziger Ver⸗ 
faffung mit Beſchluß des Völkerbundrates vom 22. Juni 1021 
proviſoriſch ebenfalls in Kraft geſetzt iſt. Mit Rückſicht auf 
dieſen Beſchluß entbehrt ſeine Anſicht, daß es ſich hier nicht 
zum eine Verfaſſungsäuberung, ſondern um die nach Arttkel 
103 bes Verſailler Vertrages vorzunehmende Ausarbeitung 
der Verfaſſung handele, jeder rechtlichen Grundlage. Daß 
die Ausarbeitung bereits durch Beſchluß der Verfaffung⸗ 
dgebenden Verſammlung vom ‚1. Auguſt 1920 vouendet tſt, 
hat der Völkerbundsrat durch die proviſoriſche Inkraft⸗ 
ſetzung der Verfafſung anerkannt. Wäre dagegen die Anſicht 
des. Oberkommiſfars richtig, dann würde der jetzt amtterende 
Senat, ebenſo wie der frühere Staatsrat jederzeit durch Ver⸗ 
fügung des Oberkommiſſars abberufen werden können, auch 
wenn er noch das Vertrauen der Volkstagsmehrheit beſäße, 
eine Auffaſſung aber, die zu ſolchen Schlußfolgerungen führt, 
muß im Intereſſe der Souveränität des Danziger Volkes 
mit Eutſchiedenheit abgelehnt werden. 

Den ſchärfſten Wiberſpruch der ſoztaldemokratiſchen 
Fraktion fordert heraus, was der Oberkommiſſar zu 3 und 
Lſeiner Entſcheidung ſagt. Er hält ſich dort für befugt, dar⸗ 
über zu entſcheiben, wen er als ordnungsmäßig berufene 
Vertreter der Freien Stadt Danzig gelten laſſen ſoll. Dieſe 
Meinungsäußerung muß als unmittelbarer Angriff auf die 
Mechte des ſouveränen Danziger Volkes angeſehen werden. 
Letzteres hat bereits durch die am 16. Mai 1020 auf Anord⸗ 
nung des Oberkommiſſars Sir Reginald Tower vorgenom⸗ 
menen ordnungsmäßigen Wahlen darüber entſchieden, wer 
die vrdnungsmäßig berufenen Vertreter des Dansiger Vol⸗ 
kes ſind. Dieſe Entſcheiduns iſt außerdem durch den damali⸗ 
gen Oberkommiſſar Tower namens des Völkerbundes in der 
Weiſe offizlell anerkannt worden, daß er die Verfaffung⸗ 
gebende Verſammlung in der Sitzung vom 14. Junt 1020 
in feierlichſter Form eröffnete. Eine weitere Anerkennung 
des jetzigen Volkstages als berufenen Vertreter der Freien 

Stabt erfolgte in der Sitzung vom 18. November 1920 durch 

den ſtellvertretenden Oberkommiſſar Strutt. Schließlich hat 
auch der Völkerbund ſelbſt die Vertretungsbefugnis des 
Volkstages durch ſeinen Beſchluß vom 22. Juni 1921 in der 
Weiſe anerkannt, daß er die Verfaſſung etuſchließlich des hier 
in Betracht kommenden Artikels 116 proviſoriſch in Kraft 
fetzte. Hiernach bleibt für eine Entſcheidung des jetzigen 
Oberkommiſſars über dieſen Punkt, wie ſie in Nr. 4 ſeiner 
vorliegenden Entſcheidung enthalten iſt, kein Raum. 

Schließlich muß hervorgehoben werden, daß die Ange⸗ 
legenhett, die der Oberkommißſar durch ſeine Entſcheibung zu 

des Bürgerblocks in der 

Organ für die werktärige Bevölkerung 
—— der Zreien Stadt Danzig — 

Freitag, den 5. Mai 1922 

ergebnts vom 4. April b. J. erlebigt worben iſt, voraus⸗ 
gefetzt natürlich, da ſeine Auffaſſung richtig wäre. In die⸗ 
ſer Sitzung nämlich hat ſich die einſache Mehrheit des Volks⸗ 
tages bet beſchlußfäbtaem Hauſe ſchon im Siune der in der 
Reſolution des Völkerbundsrates vom 29. Juni 1921 bekannt⸗ 
gegebenen Aenderung dabin geeinigt, daß die Amtsdauer 
der hauptamtlichen Senatoren auf 4 Fahre feſtgeſept wird. 
Dieſes Abſtimmungsergebnis würde alſo — immer vorbe⸗ 
haltlich der angedenteten Vorausſetzung — eine ausreichende 
Srunblase für bie Annahme der Berfaſſung durch den Ober⸗ 
kommiſſar bilden können. Eine wettere Beſchlußfafſung des 
Volkstages in dieſer Ungelegenbeit würde ſich dem⸗ 
entſprechend erübrigen. 
Die ſoslaldemokratiſche Sraktton erhebt jedoch anf Grund 
ihrer entgegengeſetzten, oben dargeſtellten Rechtsauffaſſung 
gegen eine derartige Bebandlung bieſer ſür das Wohl bes 
Danziger Volkes ſo außerorbentlich wichtigen Angelegenheit 
felerlichſt Proteſt. Sie iſt der Anſicht, daßb die vom Oberkom⸗ 
miflar geforderte Verfaſſungsänderung gemäß Art. 48 der 
proviſoriſch in Kraſt geſetzten Verſaſfung durch die am 
4. April 1922 vorgenommene Abſtirzmung endgültig erledigt 
iſt, weil bie erforderliche Zweibrittelmehrheit nicht erzlelt 
werden konnte. Aus dieſem Grunde iſt auch die wiederholte 
Abſtimmung unzuläſfig, weil eine ſolche nur vorgeſehen iſt 
füür den Fall, daß in ber erſten Endabſtimmung die erforder⸗ 
lichen Mebröelten auweſend waren bow. zugeſttmmt haben. 
Die ſoztalbemokratiſcht Fraktion ſteht uach wie vor auf dem 
Standpunkt, daß ein hauptamtlicher Senat ſelbſt dann abge⸗ 
lehnt werbden muß, wenn er auch nur auf die Dauer von 
4 Jahren gewählt wird, weil ſich eine volle Verantwortlich⸗ 
keit des Senats nur dann durchführen läßt, wenn er ieber⸗ 
zeit zum Rllcktritt verpflichtet iſt, ſobald ibm das Vertrauen 
durch Mehrheitsbeſchluß des Volkstages entzogen wird. 

Kommuniſtiſche Lärmſzenen im Preuße 
* parlament. öů 
Geſtern kam es im preußiſchen Landtag zu heftigen 

Lärmſzenen der Kommuniſten, die nach wenigen 
Minuten zu einer Aufhebung der Sitzung führien. Der 
Kommuniſt Katz melbete ſich zur Geſchäftsordnung und 
bemängelte mit provokatoriſchen Ausfällen gegen den 
Präſtdenten Leinert und den Miniſter des Innern 
Severing, daß das Haus von Schutzpolizet bewacht 
werde. Während der Redner unter großem Lärm des 
Hauſes noch ſprach, erſchien Oberſt Kaupiſch an der 
Regierungsbank und verſuchte, dem Miniſter Seve⸗ 
ring eine Mitteilung zu machen. In dieſem Augen⸗ 
blick ſtürzten die Kommuniſten mit Rieſenſchritten von⸗ 
ihren Plätzen ganz links nach der ganz rochts gelegenen 
Regierungsbank und ſchrien auf Oberſt Kaupiſch ein, 
er ſolle ſich ſofort hinausſcheren. Dieſer Vorgang war 
von einem Beifallsgeheul der geſamten äußerſten Lin⸗ 
ken und von einem Entrüſtungsſturm des übrigen 
Hauſes begleitet. Der Kommuniſt Paul Hoffmann 

faßte den Oberſt Kaupiſch an den Rockaufſchlägen. Der 
ſtreifte ruhig lächelnd die Hand ab. Die Kommuniſten 
ſuchten ihn nun langſam dem Ausgang zuzudrängen. 
Oberſt Kaupiſch wandte ſich dann aber entſchloſſen ber 
Regierungsbank zu und ſetzte ſich auf einen Stuhl. 
Inzwiſchen waren Haufen von Mitgliedern der Rech⸗ 
ten ebenfalls auf die Regierungsbank zugedrungen 
und drängten die Kommuniſten zurück. Das alles 

vollzog ſich unter einem ungeheuren Lärm. Auch der 
Abgeordnete Katz entfernte ſich von feinem Platz auf 
der Rednertribüne und beteiligte ſich an der Drängelei. 
Präſident Leinert vertagte, angeſichts der Unwöglich⸗ 
keit, die Sitzung weiter fortgzuführen, die Sitzung um 

15 Minuten. Während ber Pauſe fetzte ſich das Ge⸗ 
dränge der Abgeordneten verſchiedener Richtungen und 
einer Anzahl Miniſter an der Regierungsbank unter 
uUngeheurem Lärm fort. — 

Bei der Wiedereröffnung der Sitzung erklärte Prä⸗ 
ſident Leinert, ihm ſei bekannt, daß in der Um⸗ 

gebung des Hauſes Schupo angeſamnielt ſei. Außer⸗ 
halb des Hauſes habe der Landtagspräſident aber nicht 
die Möglichkeit, gegen die Polizei etwas zu unter⸗ 
nehmen. Er habe Anweifung gegeben, daß kein Schupo⸗ 

beamter in das Haus gelaſſen werde. Der Zwiſchen⸗ 
fall im Hauſe ſtelle alles in den Schatten, was bisher 
im Landtage vorgekommen ſei. (Lärm bei den Kom⸗ 
muniſten.) Angeſichts der Vorgänge, die ſich unter 
Führung des Abgeorbnete P. Hoffmann und Schultz⸗ 

Reukölln abgeſpielt hätten, könne er nur au alle Abge⸗ 

ordnete die Bitte richten, ihrerſeits das zu tun, was 
die Ordnung des Hauſes verlange. (Beifall bei der 

Mehrheit.) Wenn das nicht geſchehe, müſſe er von 
allen geſchäftsordnungsmäßigen Mitteln den ſtreng⸗ 
ſten Gebrauch machen. (Beifall bei der Mehrheit, Lärm 
bei den Kommnuniſten.) 

Hierauf trat das Haus in die Beratung der Inter⸗ 
pellation betr. die Vorgänge vor dem Berliner Rat⸗ 
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Die Reparationskommiſſion zum 
deuſch »ruſſiſchen Vertrag. 

Die Reparationskommiſſion hat geprüft, ob der 
deutſch⸗ruſſiſche Vertrag im Widerſpruch zu den Re⸗ 
parationsforderungen der Entente ſteht. Nach Be⸗ 
endigung ihrer Feſtſtellungen hat die Kommiſſion 
nun an die deutſche Regierung eiite Note gerichtet, in 
der ſie ſich zum Kontrollorgan über die deutſch⸗ruſſi⸗ 
ſchen Beziehungen aufwirft. In ber Rote heißt es: 
In Artikelen des Vertrages von Rapallo verzichtet 
die beutſche Reßlecuna auf alle Anſprüche bezüglich der 
Anordnungen und ber Geſetze und Maßnahmen der 
Sowjectrepublik, welche bie deutſchen Reichsangehört⸗ 
gen, ihre privaten Rechte, die Rechte des Reiches oder 
die ber deutſchen Länder betroffen haben. Dle Repara⸗ 
tlonskommiſſion bemerkt dabet, daß die deutſche Re⸗ 
gierung nicht auf Rechte verzichten kaun, welche von 
diefer Regierung auf die Reparationskommiſſion ge⸗ 
mäß Artikel 260 des Verſailler Vertrages übertragen 
worden ſind oder üübertragen werden müſſen. Um jeden 
weifel in dieſer Beziehung auszuſchließen, biitet die 
eparationskommiſſion die deutſche Kegierung, ihr 

dies zu beſtätigen. ö‚ 
Angeſichts der Tatſache, daß der Vertrag abge⸗ 

ſchloſſen wurde, ohne daß die Anſicht der Kommiſſion 
vorher eingeholt worden wäre, glaubt ſich die Kom⸗ 
miſſton zu der Annahme berechtigt, daß für das Budget 
des Reiches keine neue Belaſtung infolge des Ver⸗ 
trages geplant iſt, ſei es beiſpielsweiſe durch Ent⸗ 
ſchädigungen an deutſche Reichsangehörige, ſei es durch 
Garautien oder durch Subventionen, deren Gewährung 
zum Zweck der Beteiligung am Wiederauſbau Ruß⸗ 
lands in Ausſicht genommen wurde. Die Kommiſſion 
wäre für ausdrückliche Verſicherungen über dieſen 
Punkt dankbar. 

Bei voller Anerkennung der Anſtrengungen, die 
die deutſche Regierung zur Mitwirkung am wirtſchaft⸗ 
lichen Wiederaufbau Rußlands und zur Wiederher⸗ 
ſtellung normaler Haudelsbmehungen zwiſchen 
Deutſchland und Rußland zu machen beabſichtigt, be⸗ 
hält ſich die Kommiſſton das Recht vor, von Zeit zu 
Zeit die Wirkungen zu überprüfen, die ſich aus der 
Durchführung des Vertrages von Rapallo ergeben, 
und alle Maßnahmen zu treffen, welche die Verhält⸗ 
niſſe wünſchenswert erſcheinen laſſen ſollten, um ihre 
Rechte und die Intereſſen der genannten Mächte zu 
ſchützen. 

  

Eine Beſprechung zwiſchen dem Reichskanzler 
Wirth und Lloyd George. 

Lloyd George hatte geſtern den Reichskanzler Wirth 
zit ſich gebeten und mit ihm ſowie dem Miniſter des 
Aeußeren Rathenau eine längere Ausſprache. Die 
Berliner Blätter meſſen der Unterredung große 
politiſche Tragweite bei. An der Ausſprache, die den 
Charakter einer förmlichen Sitzung trug, nahmen auf 
engliſcher Seite noch Lord Birkenhead, Sir Worthing⸗ 
ton Evans und Sir Maurice Hankey teil. Bei der Be⸗ 
ſprechung wurden alle Probleme berührt, die bisher 
die Konſerenz beſchäſtigt haben. Der Reichslanzler 
ſchilderte ausführlich in ſehr eruſter Darlegung die 
Situation in Deutſchland und äußerte im Zufammeu⸗ 
hang damit ſeine Abſicht, nach Berlin zit reiſen. Lloyd 
George bewog darauf in eindringlicher Weiſe den 
Reichskanzler, die Abreiſe nach Berlin aufzuſchieben, 
was dieſer, uach den Berichten der Blätter, auch zu⸗ 
geſagt haben ſoll. Es wurde ſchließlich verabredet, die 
Ausſprache in einigen Tagen unter Hinzuziehuyg des 
franzöſiſchen Delegierten Barthou nach deſſen Rückkehr 
fortzuſetzen. Im Aunſchluß an die Beſrrechung mit der 
engliſchen Delegation hatte Dr. Rathenau eine Unter⸗ 

redung mit dem italieniſchen Miniſter des Aeußeren 
Schanzer. 

Sonderabkommen mit Rußland. 
Der diplomatiſche Berichterſtatter der „Daily News“ 

ſchreibt aus Genua, es ſei ſehr wahrſcheinlich, daß 
Großbritannien und Italien ſowie alle andern Länder, 
die ſich ihnen anſchließen wollten, ihre eigenen Verein⸗ 
karungen mit Rußland treffen. Der Berichterſtatter 
hatte eine Unterredung mit Tſchitſcherin, in der dieſer 
erklärte, es ſei für die Sowjetregierung unmöglich, 
Kompenſationen für beſchlagnahmtes ausländiſches 
Eigentum zuzuſagen. Der Berichterſtatter des „Daily 
Herald“ in Genua drahtet, das Alliiertenmemorandum 
Könne von den Ruſſen nicht angenommen werden.   

      

 



   

      

WeOründumg eines republnunh- 
Reichsbundes iu Deutſchland. 

uu 10. Antd 0. Migrit vat in Ptänthen büe erhte 
Ces kepnbitkaniſchen Danden Ratictfundan. Wur 
aüend vertiniate am à April mebters taufend Ste 
im nröhten Ganle der Slabt. Die Kpnferenz kührte en Zem 
Erdehnle det Verelnianns aller bis ietgt pe⸗ 
Febenden tepübliitaniſcen Organlihatir⸗ 
nen ou dem gemeinſamen Wpihbenverband des vepusti⸗ 
anlſcen Keichbunden, Beſchloſſen wurbe: Ein⸗ 

fuobrunn eines einbeltlichen revublikaniſchen Abzelchens für 
bas ghanze Meichsgebiet, Dublitatton -r. SEcien 16⸗ 

vpublikaniſchen Humne und Herausgabe einer Wundebhetlung, 
BSer Eits des Mimdel bleibt in Weimar, Kropagandazentrale 

üin München, Prehenene Berlin, Sitz des Reichlbundes Ver⸗ 
Uin, Eis des Lebrerbundes retburg 1. Or, Am 11. Aug. 

Uuden in allen aröheren Städten Gerfaffunasfeleen 
ſtan. Die Reichs tonferenz 1038 wirb in Frankſurt a. M. 
abyebalten. Telegramme waren eingelaufen vom Reichs⸗ 
wWäftdenten Cberl, Meichs kanzler Wirtb, Bundeskanzler a. D. 
Renner⸗Wien und von plelen Landeßregierungen, die auch 
mit Antnabme Baverns Delegierte entfandt hatten. Bum 
Bundedpräſidenten wurd⸗ wleder der (ürlngiſche Staats⸗ 

miulfter Dr. Brandenſtein⸗Welmar gewäblt. Das Haupt⸗ 

relerat erſtattete Staatsminißter a. D. Or. Prenk. Er 
wies natb, wir die Wurzeln des deutſchen Voltsſtaateß in 
übrem (dealen Meſen, vor allem in der großdeutſchen Ein⸗ 

beitsbewegnun der i8er Jahre aufzufinden ſind. Dle 

Mürzideale unſeres Bolkes wieber zu beleben, ſei die Auſ⸗ 

dabe des repuhllkanlſchen Relchsbundes. Das alte Syſtem 

dabe keine lebendigen Tragſtüben mehr beſeſſen, als es zu⸗ 

ſammenbrach. Kein vernünftiger Menſch glaube mebr daran, 
daß ſich ein reſtaurtertes Haus Wittelabach oder ein reſtan⸗ 

riertes Haußk Hobenzollern berſtellen ltetz. Das würde wohl 

auch eine Volkbabſtimmung beweiſen. Die Erhaltung der 
denttchen Rerublik ſei eine nationale und internationale 
Notwendioukeit und bie beilioſte Vflicht des deutſchen Bol⸗ 

kes. Di. Ludwiga Auldde ſprach ſich über die Bedeutung 

der Demokratie und Republik für den Völkerfrieden ans. 

Er babe zwar bie Führung der baveriſchen Demokraten 

verloren. Sein Troſt aber ſei bie anwachſende demokratt⸗ 

ſche Jugenb, die tbm kürzlich in Auasburg wieder von neuem 

angelubent habe. Genoſſe Dr. Schützinger beſchrieb den 

Charakter ber republlkaniſchen Propaganda in Bauern, dle 

unter Blohftellung des Kabr⸗Pocner⸗Regimes mit Hilfe 

der baveriſchen Urbeiterſchaft den Pfendo⸗Freiſtaat Bayern 

ſyſtematiſch umgeſtalten müſſe zu einer Arbeiter⸗ und 

Bauernepublik nach dem Vorbllde der Schweiz. Die Tagung 

binierließ einen würdigen Eindruck anf Bayerns Haupt⸗ 

ftudt und auf die nicht unbelehrbare Bevölkerung Münchens. 

   

  

  

Poleis milttäriſche Vorkehrungen. 

Die von Skulski einberufene Zuſammenkuunft ſämt⸗ 

licher politiſchen Parteiführer ſand im Kabinett des 

Seimmorſchalls ſtatt; der Generalſtabschef Slkorski 

erſtattete Bericht üͤber den „Geſamtplan der Sicherung 

der Staatsgrenzen“. Ueber den Inhalt des Berichtes 

verlantet bisher nichts Näheres. Am ſelben Tage hielt 

der Generalſtabschef in der Militärwiſſenſchafllichen 

Geſellſchaft in Anweſenheit von Regterungsvertretern, 

Parlamentariern und Militärs einen Vortrag; er 
führte aué, daß der Vorſchlag der Abrüſtungskommiſ⸗ 

ſion des Völkerbundes, Polen ſolle bis zu einem Aktiv⸗ 

beſtande von 120 000 Mann abrüſten, ſür Polen unan⸗ 

nehmbar ſei. Polen brauche gegen Rußland mindeſtens 

375 (00 Mann bloß zum defenfiven Grenzſchutz. — So⸗ 

eben iſt eine Regierungsverordnung publiziert wor⸗ 

den, wonach die Entlaſſung der Jahrhänge 1899 und 

1900 um mehrere Monate verſchoben wird. 

Die erſten deutſchen Flugzeuge in Moskau. 

Das erſte der zehn von der Sowjetregierung bei der 

deutſchen Firma Fokker (zurzeit Amſterdam) gekauf⸗ 

ten Flugzeuge iſt unter Führung des deulſchen Flie⸗ 

     
   

Rolonte empfan⸗ 

    

Eert, Mein DI — 
auf bem nka⸗Ulugplay Bertretern der Roten 

Duſitobt nb ber Wusucd Keet 

   
    

Ler w· Das ü an der Malparade 
Per te Eber ! tgil und wurbe oon den 

. Eeababenes s Bolksn Kaühbaſt degrüßt. Am 
J. Mal abends traf Das Distau ein unter 
gialſe oa Deih EOS ruck in Moskan ein. Die 

felfe von Berlin Bach Moskent, Fiu einer Landung in 
‚ bren fet ʒwei Kage, der Fing von Königsbern 

bis Moskan fieben Stunden gebauert. 
e tragen die Zeichen R. R. mit den 

entlyrcchenden Nummern 1, 2 uſw. und bas Wappen 
der ruſſiſchen ſoßtaliſtef föberativen Sowjet⸗ 

republik. Die W hen teſte Limoukinen ber Fokker ⸗ 

Apparate ſinb mit den beſten Motoren Rols⸗Rots von 
D%0 PS. ausgertiſtet. Die geſamte den Velhentin Ber⸗ 

Un—Moskan verſehende Luftflottille iſt Eigentum der 

Sowjetregierung. Der Standplatz ber Flugdeuge wird 
das Moskauer Aerobrom ſein. 

Am 2. Mat iſt daß erſte Wiugzeug ven Moßskau nach 
Königsberg abgegangen. ‚ 

Die Plugzeu 

Eine deutſche Iuduſtrie⸗K. Uung in Rußlaub⸗ 
Zu dem Plan einer dentſchen Induſtrie⸗Ausſtellung 
in Sowjetruſiland wird mitgeteilt, daß die Ausſtellung 
vom 1. bis 15. Juli bauern ſoll. Es ſollen nicht nur 
einzelne Maſchinen, ſondern ganze Nomplexe und 

ganze Einrichtungen ausgeſtellt werden. Beſondere 
Aufmerkſamkeit wird ben Maſchinen der Großinduſtrie 
gewidmet ſein. Die Ornaniſatoren — das ruſſiſche 
Bolkskommiſſariat fütr Außenhandel — beabſichtigen 
insbeſonbere, die Erzeugniſſe ber dentſchen Induſtrie 

vorzufſthren. 
  

Regierungskriſe in Braunſchweig. 

Der vom brununſchweigiſchen Parlament eingeletzte 

Unterſuchungsansſchuß, der ſich mit den Verfehlungen 

der frülheren nnabhängigen Miniſter Sepp Derter und 

Junke zu beſchäftigen hatte, erſtattete in dieſen Tagen 

dem Parlament Bericht. Dabei erklärte der Abgevrb⸗ 

nete Derter, daß er der Regierung das Vertrauen vern 

ſage. Schließlich wurbe ein Antrag, der Reßierung das 

Vertranen auszulprechen, mit 30 gegen 20 Stimmen 

abgelehnt. 
  

Mie Reuregelung der Beamtenbeſoldung. 

Im Beamtenausſchutß des Reichstages gab Mi⸗ 

niſterlialdirektor v. Schlieben eine Erklärung über den 

Stand der Beſoldungsfrage ab. Im Februar bei Auf⸗ 

ſtellung des letzten Entwurfes zur Aenderung der Be⸗ 

ſoldungsordnung habe die Reichsindexziſſer 1989 be⸗ 

tragen; bei Verabſchiedung der Vorlage im März ſei 

ſie auf 23802 geſtiegen. Das Ergebnis fülr April dürfte 

eine Indexziffer von 2800 ergeben. Dieſe Preisſteige⸗ 

rung zwinge zu ſchneller Erhöhung der Beamten⸗ 

bezüge. Bedauerlicherweiſe ſei eine Elnigung mit den 
Spitzenorganiſationen nicht zn erreichen gewefen. 

  

Der Bürgerkrieg in Irland. 

Londoner Blätter melden von veuen Kämpfen zwi⸗ 

ſchen den iriſchen Freiſtaatstruppen und den Rebellen. 

Das Schloß Ormonde, das letzte Bollwerk der Rebellen, 
die in Pilkennt eindrangen, wurde nach heftigen 

Kämpfen von den Truppen des iriſchen Freiſtaats 

wiedergenommen. Seit Beginn des Kampfes am 

Dienstag vormittag haben die Freiſtaatstruppen 250 

Gefangene gemacht. Das Parlament hat beſchloſſen, 

wo es] einen Waffenſtillſtand zwiſchen beiden Partelen zu⸗ 

ſtande zu bringen. 
— 

Weetallarbeiterſtreik in Böohmen. 

Oa die letzte Interventlon der Bertrauensmänner 

der Metallarbeiterſchalt, die Unternehmer du bewegen, 
bie gehnprozentige Lohnherabfetzung zurückzunehmen, 

erfolglosb, blieb, verlichen die Arbeiter dle Betriebe. 

Bon dem Ausßſtand ſind in Prag und ſeiner Umtzebung 

30 Betriebe und in Mittelböhmen 5 Hetriebe in Mit⸗ 

leldenſchaft gezogen. Die Arbeiterſchaft der Skoda⸗ 
werke wirb morgen in den Ausſtand treten. Auch in 

Weſtbohmen ſcheint der Lohnkampf unausbleiblich. 

Mit dem morgigen Tage werden daher in Böhmen 

32000 Metallarbeiter im Streik ſtehen. 

Rieſenausſperrung in England. 

Dle engliſchen Blätter melden, daft vorgeſtern die 

Ausſperrung der Mitglieder der 47 Maſchinenarbeiter⸗ 

verbäunde außerhalb des Vereinigten Maſchinen⸗ 

arbetterbundes beginnt und daß damit die Zahl der 

Erwerbsloſen um 800 000 Mann vermehrt wird. 

  

Die Deutſche Werſt A.⸗G. lehemals Reichswerft) in 

Hamburz erzielte im Geſchäftslahr 1021 einſchließlich 

des Vortrages von 543 950 Mk. einen Betriebsgewinn 

von 14,60 Milllonen Marl (t. B. 9,93 Millionen Marl). 
Nach Abſchreihungen von 11,25 Milllonen Mark (6,0 

Millionen Mark) verblelbt ein Reingewinn von 

3 352 107 Mark. Die Verwaltung bemerkt in ihreim 

Bericht u. a.: Der Vetrieb Finkenwärder war das 
ganze Jahr voll beſchäftigt. Im Jahre 1021 ſind in 

den beiden Betrieben vom Stapel gelaufen bezw. zur 

Ablieferung gekommen: 10 Frachtbampfer mii 63 580 

Tonnen Tragfähigkett 20 400 P'S., 2 Motor⸗Tanlſchiſſe 

mit 8000 Tonnen Tragfähtgkeit 5100 PV., 8 Sceleichter 

mit 8000 Tonnen Tragfähigkeit und 2 Schwimmdocks 
mit 6200 Tonnen Tragfähigkelt, zufammen 83 780 Ton⸗ 

nen Tragfähigkeit. Die am Jahresſchluß verbliebenen 
Aufträge ſichern der Geſellſchaft eine Veſchäftigung bis 
zum Frühjahr 1929. Da die deutſchen Reedereien, weil 
ſie alte ehemals deutſche oder ausländiſche Schlffe bil⸗ 

liger kaufen konnten, nur wenig oder gar keine Neu⸗ 

bauten in Auftrag gaben, war es ſchwierig, genügend 

Aufträge zu erhalten. Es gelang der Werft, Ende des 

Jahres Aufträge auf drei große Motorſchiffe von 
3000/0000 Tonnen Tragfähigkeit für norwegiſche Rech⸗ 

nung zu erhalten. Mit dieſen Aufträgen verfügte die 
Werft Ende 1021 allein an Motorſchiffen über einen 
Auftragsbeſtand von 65 400 Tonnen Tragſählgleit mit 

einer Geſamtmotorleiſtung von 24 800 PS. Sämtliche 

zu erbauenden Motorſchiffe erhalten Dlieſelmaſchinen. 

Die im Bau befindlichen Turbinenſchiffe ſtellen die 

erſten großen Turbinenanlagen mit doppelter Ueber⸗ 

ſetzung dar, die von einer beutſchen Werft zur Ab⸗ 
lieferung gekommen ſind. 

Die freigewerkſchaftliche Beamtenzentrale. Ge⸗ 

mäß dem in der Gewerkſchafts⸗ und Tagespreſſe ver⸗ 

öffentlichten Aufruf ſind die freigewerkſchaftlichen 
Verbände, die Beamte organiſieren, vom ADB. und 
Afa⸗Bund jetzt zu einer Beamtenzentrale zufammen⸗ 
geſchloſſen worden. Es kommen zurzeit folgende Ver⸗ 
bände mit ihren Beamtengruppen in Frage: Vom 

ADGB.: Deutſcher Eiſenbahnerverband, Deutſcher 

Transportarbeiterverband, Gemeinde⸗ und Staats⸗ 
arbeiterverband, Verband deutſcher Berufsfeuerwehr⸗ 
männer, Deutſcher Muſikerverband; vom Afa⸗Bund: 

Bund der techniſchen Angeſtellten und Beamten, 
Deutſcher Werkmeiſterverband, Zentralverband der 
Angeſtellten. Die zentrale Zuſammenarbeit dieſer 
Verbände ſoll nunmehr auch dadurch unterſtützt wer⸗ 
den, daß ſie örtlich miteinander Fühlung nehmen. 

  

  

EFPräulein 
Ein Danziger Heimatroman 

30) von Paul Enderling. 

(Copyright 2920 vy J. O. Cotta'sche Buchhandig. Nachflg. Stuttgart). 

„Du baſt mal gejagt, Onkel, daß jeder nur ſein Leben 
lebt und daß ihm keiner erwas abnehmen kann. Laß mich 
mein Leben leben!“ 

„Lebe es hier!“ 

„Ich kann es nur ba draußen. Laß mich hinansz! Sag 
ſelber: Würdeſt du nicht froh ſein, wenn draußen etwas aus 
mir wirrde?“ 

Er widerſprach nicht mehr. Ihre Entſchloßſeuheit flößte 
ihm wider Willen Bewunderung ein. Er batte das dumpfe 
Gefübl, lächerlich, komiſch, phtliſtrös in ſeinen Bedenken zu 
ſein. Tauſend junge Mädchen lebten ihr eigenes Leben, 
tauſend junge Mädchen lebten obne das Gängelband des 
Elternhauſes. Sie ſchlugen und biſſen ſich durchs Leben und 
lernten Tapferkeit. Bar Frünlein oben nicht ein präch tiges 

Geſchövf uud ſtand doch Fraußen und lies ſich Wind und 
Sturm um die kleine Naſe blaſen? Warnm konnte Thea 
dat nicht auch glücken? Er ſaß ſie frei und ſelbſtändig her⸗ 
numgehen, im Dienſt einer Pflicht, nicht mehr das junge 
Mädchen, das auf den Mann wariet, der ſie vom Uebel er⸗ 
15ſen joll. 

Alles, was in ihm in Jugendjahren unterdrückt war und 
in Mannestagen, ſeiner Letten unbewußt, geſchlafen batte, 
erwachte. So hätte er damals auch ſein ſollen: Widerſtand 

leigen und kämpfen für die Freiheit ſeiner Gedanken, ftatt 
ſich einlullen und zu einem feigen, kleinen Glück überreden 
zu aßen. Hatte dieſe Familie denn ein Recht auf ihre Kin⸗ 
der? Was wußte denn die ältere Generation eigentlich von 
den Lungen? Nicht mebr, als auf dem Schulzeugnis ſtand. 

Sete Geſtalt reckte fich und war höher, als er nun zu 

Thes ſp ach: „Ich ſehe ein, daß du im Recht biſt. Nimm nun 
aber zum Zeichen meines Einverſtändnißes dies kleine Ge⸗ 

ſchenk au. Es wird dir nützlich iein und dich vorläufig ſelb⸗ 
ſtündig mchen.“ Er entnahm ſeiner Brieftaſche einige Bant⸗ 

     
  

noden. Sat fein Getalt. Dasß Qnartal hatte eben be⸗ 
gunnen. 

Sie wollte es nicht nehmen; aber er drängte es ihr auf. 
Die Uhr ſchlug wieder. 
„Adien, Onkel. Du biſt doch immer der einzige geweſen, 

der die Jugend verſtand, der einzige — —“ 
Und fort war ſie, ohne einen Kuß., ohne einen Händedruck. 
Er lachte etwas, dann ballte er die Fäuſte, und ſeine 

Augen blitzten. Was würde die Stadt dazu ſagen, was 
würde die Welt dazu ſagen, daß er es gegen die Philiſter 
wagte? 

Halb im Schlaf krächzte der Vapagei: „Schafskopf.“ 
Er zuckte zuſammen. Ich bin nervös, dachte er. Aber er 

empfand daneben eine Unrnhe und eine Unſicherheit, die er 
nicht nur ſeinen Nerven zuſchieben konnte, 

War es auch . richtig geweſen? 
* * * 

Endlich war Thea auf dem Bahnhof. Es war noch elne 
halbe Stunde Zett. 

Sie ging zum Schalter. Der Schalter war noch nicht ge⸗ 
öffnet. Sie war ärgerlich und faſt entmutigt: ſte konnte doch 
unmöglich in der taghell erleuchteten Bahnhofshalle ſtehen 
und warten, wo jeden Augenblick ein Bekannter kommen 

konnte? Es kamen ja ſicher noch Nachtzuge aus den benach⸗ 
barten Badeorten. 

Ruhelos ging ſie im Seitengang auf und ab, wo dle gel⸗ 
ben Fahrpläue hingen. Eifrig ſtudierte ſie die Zahlen, die 
Namen, Station auf Station, als hätte ſie es auswendig zu 
lernen. Sie füblte ſich plößslich ermüdet, wie nach einem 
langen, langen Marſch. Die Knie zitterten ihr. 

Es mußte doch gleich Zeit zur Abfahrt ſein. Sie hatte ia 
ichon eine Ewigkeit dieſe Fahrpläne geleſen. Aber als ſie 
nach der Uhr ſah, bemerkte ſie, daß ſie erſt drei Minnien hier 
auf und abgegangen war. 

In den Warteſaal zu gehen, wagte ſie nicht. Sie ſah nur 
einen Angenblick ſchen durch die Glasſcheibe. Er war ziem⸗ 
lich leer. Nur in der Mitte, an der künſtlichen Palme, ſas 
van Steen — Kohlenkaufmann van Steen aus der Röper⸗ 
ii — mit einem Geſchäftsfreund. Nein, hinein konnte ſie 

nicht. 

Mit einem Mai⸗ war die Hallc belebt; von den Treppen, 
die von den Buhniteigen herabführten, eilten Menſchen, die   

in die Stadt zurücktamen. Draußen hörte man Wagen und 
Autos heranfahren, Veitſchenknallen und das Heulen von 
Autohupen. Reiſende drängten in die Halle. Dienſtmänner 
kamen mit Koffern auf den Schultern. 

Unb jetzt — jetzt wurde auch der Schalter geöffnet. 

Langſam ging Thea darauf zu. Aber merkwürdig: Jetzt, 

wo ſie foweit war, den letzten, den allerletzten Schritt zu tun, 

ſchien ihr die Kraft zu verſagen. Es war nur gut, daß ſich 

die Abreiſenden ſammelten und ſie vor ſich herdrängten. 
Ste wankte und ſchwankte. Aber einmal eingekeilt in dre 

Reihe der Wartenden, fand ſie keinen Ausweg mehr. 
Warum bir ich jetzt ſo voll Angſt Pfragte ſie ſich ſelber; ich 

brauche nur das Geld hinzulegen und daß Billett nach Berlin 
zn verlangen. Der Beamte wird nicht einmal mein Geſicht 
ſehen — Was iſt denn nur mit mir? 

Sie zählte ab: Sechs ſtanden vor ibr — jetzt nur noch 
fünf. Da aber gab es einen ungebührlichen Aufenthalt. An⸗ 
ſcheinend war elne größere Bauknote zu wechſeln oder ein 
Schein auszufüllen. Der Schalterbeamte brauchte erregte 
Worte; der Reiſende, ein kleiner, ſchwarzer Herr mit einem 
Kneifer, war außer ſich und ſchrie in ſtark polniſchem Akzent 
über „dieſe Wirrtſchaft“. Die anberen ſchalten über den 
Aufenthalt: „Der Zug wird uns vor der Naſe wesfabrent“ 

Nun war der kleine, ſchwarze Herr weggedrängt. Er 
ſuchte kreiſchend den Bahnhofsvorſtand „zurr Beſchwerrde“, 
Zwei ſtanden noch vor Thea. 

Da faßte jemand Tbeas Arm. „Sind Sie es wirklich? 
Fräulein Thea?“ 

Thcea ſah erſchrocken auf. Fräulein ſtand vor ihr. 
Fräulein war eben mit dem Nachtzug aus Neufahrwaſſer 

gekommen und durch ben Auftritt am Schalter aufmerk⸗ 
lam geworden. Ein Blick auf Theas bleiches, durchſtürmtes 
Geſicht lehrte ſie alles: Thea wollte fort. ů 

Sie blickte auf den Schalter. Es gab keine Zeit zu ver⸗ 
lieren. „Einen Augenblick, Fräulein Thea.“ Und ſie führte 
Thea, die viel zu müde, viel zu müde zum Widerſtande war, 
aus der Reihe. „Sie können doch unmöglich mit dem Nacht⸗ 
zu ſahren.“ Sie mußte irgendeinen Grund ſagen. Sie ſprach 
wie zu einem Kind, das die Kriſtallvaſe haben möchte und 
nicht haben darf. „Das geht do“) nicht. Das iſt doch nichtö 
für Ste. Sie kommen ja kaput in Verlin an.“ 

(ortſetzung folgt.) 
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Die Parteien zum Verfaſſunosſtreit. 
Unhlare Haltung der bürgerlichen Partelen. — 2. Tag der Teuerungsdebatte. 

Vollſitzung des Volkstages 
em Dontzerstag, den 4. Mai 1822. 

Kroffnung der eilsung gaben die raltionen zu dem 
rvom Oberkommiſſar eingegangenen Schreiben über 
die Berfaffungsänderung Erklärungen ab. 

50. dam gab folgende Erklärung ab: „Die 
Deutfchnationale Krattion bält in der Verfaſfungs⸗ 
frace, bir wWfolge das Kchreibens des Oberkommiſſars an 
den Senat eruent zum Gehenſtande öffentlicher Erörterun⸗ 
gen geworben iſt, unverändert an ihrer in der Vollſitzung 
der Bolkstages am 12. Aprtl 1021 dargelegten Auffaffung 
keſt. EStr ſind aber der Anſicht, daß im Intereſſe der Freien 
Slabt bieſe Angelegenheit endlich zur Rube kommen muß. 
Eus bieſem Grunde baben wir auch der Aenderung der 
Amtsbauex ber Senatoren im Hauptamte zugeſttmmt. Wir 
glauben, baß in bem an den Präſidenten des Senats gerich⸗ 
teten Schreiben von dem Oberkommiffar ein Eingriff in bie 

bebhe ib hem bas Wem h, 80 6 haslchen nba iſt. Wir 
e e davon ab, zü dem ſen Inhalt dieſes 

Schreibens Stellunn zu nehmen.“ * 
Aba. Dr. Loening: „Die Deutſche Partet iſt erſtaunt, 

dat der Oberkvinmißar ern im genenwärtigen Zeltpunkte 
nieſe Anſicht mitteilt, daß zur Henderung der Amlszett der 
Senatoren die einfache Mehrbeit genügt. Die jetzige Stei⸗ 
kung des Oberkommiſſars iſt um ſo mehr verwunderlich, als 
auch der Rat des Völkerbundes bereits in einem Beſchluß 
vom Jannar 1992 ſich mit dem Beſchlleſſe des Volkstages 
vom 31. Dezember 1021 befaßt hbat und damals in keiner 
Weiſe zn erkennen gegeben hat, daß er die Anſicht des Volks⸗ 
taces — es haudele ſich um eine Verfaſfungsäuberung — 
nicht teile. 

Die Deutiche Partet ſieht ſich durch das Schreiben des 
Oberkommiſſars nicht veraulaßt, von dem von ihr blsher 
etngenommenen Standpunkt abzugehen. Die Deutſche Par⸗ 
tei muß es dem Oberkommiſſar des Völkerbundes über⸗ 
laſſen, ob er entſprechend ſeiner Anſicht von der ihm durch 
Beſchluß des Völkerbunbrates vom Jaunar 1922 gegebenen 
Befugnis Gebrauch machen und die Verfaſfung der Freien 
Stabt Danzig enballltig in Kraft ſetzen will, nachdem ſich in 
Bolkstage bereits zweimal die einfache Mehrheit für die 
Aenderung bes Artitels 2 der Verfaſſung ausgeſprochen 
bat. Die Deutſche Partei lehnt aver eine Verantwortung für 
die ſich aus einem ſolchen Vorgehen bes Oberkommiſfars 
ergebenden Folgen ab. Ste ſteht auf dem Standpunkte, daß 
zurzeit eine weitere Beratuug der Verfaſſungs⸗ 
änderung im Volkstage nicht zweckmäßiger⸗ 
ſcheint. 

Abg. Gen. Gehl gab die Erklärung der Soztal⸗ 
demokratiſchen Fraktion ab, die wir an anderer 
Stelle veröſſentlichen. 

Abg. Splett gab im Namen der Zentrumspartei 
eine Erklärung ab, die ſich in ihrem erſten Teil gegen oͤte die 
Freiheit Danzigs ſchädigenden Entſcheidungen Hakings wen⸗ 
det und in der es dann weiter heißt: „Was den materiellen 
Iuhalt des Schreibens des Oberkommtſſars betrifft, ſo hal⸗ 
ten wir an der bereits früher von uns bekanntgegebenen 
Auffaſſung feſt, daß das Verlangen des Völkerbundes, die 
Amtszeit der Senatoren zu kürzen, eine Verfaſſungsände⸗ 
rung darſtelle, auf die ber ß 48 der Verfaſſung ſeine Anwen⸗ 
dung finden müſſe. Wenn aber der Oberkommtſſar in ſeiner 
diplomatiſchen Nute voim 25. April einen entgegengeſetzten 
Standpunkt einnimmt, ſo müſſen wir uns unter dem Zwange 
der Verhältnißfe dem kügen. Wir legen aver feierlich Ver⸗ 
wahrung dagegen ein, daß dieſer Schritt, der mit bieſem Ver⸗ 
langen verrntft iſt, irgendeinen Präzedenzfall für etwalge 
ſpätere Forbderungen deß Völkerbundes, einſeitig unſere 
Verfaſſung zu ändern bezw. Abänderung zu verlangen, dar⸗ 
ſtellen ſollte. Wir werden uns gegen ein ſolches ciarnnäch⸗ 
tiges Vorgeben des Völkerbundes ganz entſchieden wehren.“ 

Abg. Rahn: „Die Kommuniſtiſche Partet weiſt bie 

  

eigenmüchtige Abänderung dieſer Vorſchriften durch den 
Oberkommiſſar Haking, wie die in ſeinem Schreiben 
vom 25. April 1922 geſchehen, zurück. Weder der 
Friedensvertrag, noch ſonſt eine rechtliche Grundlage iſt für 
einen derartigen Eingriff gegcben. Die Fraltion der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partet verlangt, da eine Einigung der Vertre⸗ 
ter des Danziger Volkes über die vom Volkerbunde ver⸗ 
langte Verfaffungsänderung nicht zu erzielen iſt, daß das 
ſouveräne Danziger Volk über dieſe Frage allein entſcheidet, 
und daß zu dieſem Jweck mit größter Beſchleunigung eine 
Neuwahl des Volkstages ſtattfindet.“ 

Abg. Man: „Die Unabhäugige Sozialdemo⸗ 
krattſche Partei weiſt die Einmiſchung des Oberkom⸗ 
miffars des Völkerbundes in die inneren Angelegenheiten 
des Vollstages zurück. Auch der Art. 103 des Verfailler 
Vertrages gibt dem Oberkommiſſar nicht das Recht, dem 
Bolkstage vorzuſchreiben, wie er die Frage der Verfaſſungs⸗ 
änderung behandelt. Deshalb weiſen wir den Eingriff des 
Oberkommiſſars in die Hoheitsrechte des Volkstages zurück.“ 
Absg. Paneeke (Pple): „Am 22. Juni 1921 iſt die Verfaßſfung 
vum Wölkerbundrat proviſoriſch in Kraft geſetzt worden. 
Daraus folgt, daß auch jetzt während des proviſoriſchen Zu⸗ 
ſtandes Verfaſſungsänderungen nur mit agualtfizierter 
Mehrheit beſchloſſen werden dürſen. Die polniſche Fraktion 
iit. jedoch ber Anſicht, daß eine Aus nahme hbiervon die⸗ 
jenilgen Teile der Verfaſſung bilden, die beanſtandet warca. 
Wir teilen die Anſicht des Oberkommiſſars, daß die Beſtim⸗ 
mung über die Verfaſſungsänderung, Artikel 48, bei dieſen 
beanſtandeten Teilen nicht in Frage kommt. Indem die 
Poiniſche Fraktion dielen Standpunkt einnimmt, ſpricht ſie 
die Ueberzeugung aus, daß zurzeit eine einfache Mehr⸗ 
beit des Hauſes zur Beſchlußfaſſung über Bildung und 
Amtsdauer des Senats genügen dürfte.“ 

Abg. Matſchtewitz (wild): „Der Völkerbund hat im vori⸗ 
gen Jabre ausdescklich beſtätigt, daß die Verfaſſung bis auf 
dte ſtrittigen Teile in Kraft getreten ſei. Auch der Oberkom⸗ 
miffar Haltug war bisher der Anſicht. Das war auch die   

Kuffaſſung des Senats und der bargerlichen Partelen, Nun 
üi ölbblich ein Umſchwung in ber rechtlichen Xuſtaſſung des 
Oberkommiffars Haking in Erſcheinung getreten. Daßs ver⸗ 
anlaßt mich u ber ſolgenden Frage an den Senat? Iß dem 
Senatspräſtdenten oder dem Senatsvlgepräſldenten Vekannt, 
daß man in der Freiſtadtbevölkerung vermutet, es ſei von 
irgendeiner Seite oder von irgendwelchen Verſöntichkeiten 
der Verſuch gemacht worden, dieſes Reſnktat, wie es jetzt 
für den Abſchluß der Verfaſſung zu erwarten ſteht, auf dem 
Wege von Machenſchaften zu zeltigen.“ 

Abg. Briesrorn (wild)? „Weun der Oberkommiſſar in 
Lottrr Schrelben vom 25. Uyril entſcheidet, baß für die vom 

otkerbunde geforderte Verfaſfungsänderung die einfache 
Mebrbeit genſige, ſo folgt er nicht den Anſchauungen 
des burch ihn vertretenen Völkerbundes, ſondern den Ein⸗ 
flitſtorunaendes Senats und deſſen Parteien, 
Da die Angelgenheit durch die Entſcheldung des Oberkom⸗ 
miſſars immerhin noch nicht endgültig erlebigt worden iſt, 
ſo richte ich noch in letzter Stunde an den Völkerbund den 
Appell, von Diktaten abzuſehen und die Entſcheibung, 
über die ſirittige Frage dem Volke zu überlafſen.“ 

Das Haus beſchuſtiate ſich alsdann mit der Teuerung. 
Als erſter Redner ſprach 

Abg. Gen. Arezynskt: 
Die Aufrage der bürgerlichen Parteien hat ſich als aroßer 

Bluff eutpuppt. Dle Anfrager mußten wiſſen, daß nach Ah⸗ 
ſchluß des Danzlg⸗-volniſchen Vertrages der Senat gar nicht 
in der:Lage iſt, irgendwelche Hilfe zu gewähren, Bei Ab⸗ 
ſchluß dieſes Vertrages hat der Seuat alle Intereſſen Dan⸗ 
zias zwanglos preisgegeben. „ 

Um der Teuerung abzuhelfen. haben die bükgerlichen 
Parteten im Ausſchuß eine nichtsſagende Entſchlie⸗ 
ßung angenommen. Die Soötaldemokratie verlangte die 

jofortine Sperrung der Greuze 
für die Ausfuhr von Leßensmitteln Bezelchnend iſt, daß 
während dieſer Teuerungsverhandlungen der Milch⸗ 
preis zweimal grundlos geſtelgert worden iſt. Erſt nach⸗ 
dem die Preiſe für Milch und Butter ins Ungemeſſene ge⸗ 
ſteigert worden waren, kam das Ausfuhrverbot. Die Auf⸗ 
hebung der Zwanaswirtſchaft war verkehrt, Wir fordern 
wetter die 

Errichtung eines Wirtſchaftsamies. 
Es fehlt in Danzlg eine brauchbare Statiſtik über 

die wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Für den Freiſtaat iſt ein 
wirtſchaftlicher Regulator notwendig. Ohne gro⸗ 
ßen Beamtenapparat läßt ſich ein aut funktionierendes Wirt⸗ 
ſchaftsamt errichten. Der ſoztaldemotratiſche Antrag auf 
Einführung der 

Zwangswirtſchaft kür Lebens⸗ und Futtermittel 
wurde von der bürgerlichen Mehrheit des Ausſchuſſes eben⸗ 
falls abgelehnt, mit dem Hinweis, daß die Zwangs wirtſchaft 
während des Krieges verſagt habe. Die Mängel der Kriegs⸗ 
Zwangswirtſchaft ſind zum Teil darauf-zurückzuführen, daß 
die Läger leer waren. Zurzeit ſind jedoch genug Vorräte 
vorhanden. Es muß nur für ihre gerechte Verteiluug ge⸗ 
ſorgt werden. Wir verlangen weiter die Einrichtung von 

volkstümlichen Wuchergerichten, 
weil die Bevölkerung zu den jetzt beſtehenden kein Ver⸗ 
trauen hat. Dieſe Maßnahmen ſollen nicht vom Senat auf 
dem Verordnungswege durchgeführt werden, ſondern dem 
Volkstag ſollen dementſprechende Geſetzentwürfe vorgelegt 
werden. 

Bei den Ausſchußverhandlungen 
Eſchert, daß der 

Senat nicht mehr Herr der inneren Lage 

des Freiſtaates ſei. Er ſei an die Zuſtimmung der polni⸗ 
ſchen Neaierung gebunden. Dieſe Erklärung berechtigt zu 
de: Frage: War der Senat gezwungen, die Herrſchaft über 
die inneren' Angelegenheiten des Freiſtaates preiszugeben? 
Die Grundlage unſeres ſtaatlichen Lebens bildet der Artikel 
104 des Vertrages von Verſallles. Weder dieſer Vertrag 
noch die in Paris geſchloſſene Konvention zwiſchen Danzig 
und Polen verpflichten den Senat, die innere Herrſchaft über 
den Freiſtaat an Polen abzutreten. (Rebner verlieſt als 
Beweis Artikel 104 des Friedensvertrages und beruft ſich 
auf die deutſchen Gegenvorſchläge, ferner den Ärtikel 37 
der Konvention.) Nach der Pariſer Konvention iſt Polen 
ausdrücklich verpflichtet, Danzig mit Lebensmitteln und 
Brennmaterial zu verſorgen. Der Senat hat ſich als voll⸗ 
kommen unfähig erwieſen, einen Staatsvertrag abzuſchlie⸗ 
ßen, der dem Intereſſe Danzigs entſpricht. Den nackten 
Profitintereſſen einer einzelnen Klaſſe zuliebe hat der Senat 

dic allgemeinen Intereſſen gröblichſt vernachläſſigt. 
Nach bem Vertrag von Verfailles und der Pariſer Kon⸗ 

vention waren die Erben des früßeren Verſorgungsgebietes 
Danzigs verpflichtet, die Ernährung Danzigs ſicherzuſtellen. 
Das iſt in der Zukunſt vielleicht in noch größerem Maße not⸗ 
wendig, als beute. Desbalb wurde Polen dieſe Verpflich⸗ 
tung auferlegt. Der Senat hätte bei den Danzig⸗polniſchen 
Verhandlungen herausholen müſſen, was herauszuholen 
war. Das hat er nicht getan. Das Danzig⸗polniſche Wirt⸗ 
ſchaftsabkommen enthält ſogar einſchränkende Beſtimmun⸗ 
gen, die in den früheren Verträgen keine Stütze finden. Die 
Vernachläſſigung der Danziger Intereſſen bei Abſchluß des 
Vertrages hat dazu geführt, daß anſtatt Polen Danzig mit 
Lebensmitteln beliefert, eine Ausfuhr Danziger Lebensmit⸗ 
tel nach Polen ſtattfindet. Für die 

Oeffnung der Wirtſchaftsgrenze ‚ 

fehlt im Friedensvertrage jede Unterlage. Die große An⸗ 
frage hat nur den Zweck, das Verſchulden des Senats an 
dieſen miſerablen Zuſtänden zu verſchletern. 

Der Senat weiß aus dieſen unhaltbaren Verhältniſſen 
nur einen Ausweg: Erhöhung der Gehälter und Löhne. Die 
Gehaltserhöhung der Beamten wird keine großen 
Schwierigkeiten machen. Anders liegen aber die Dinge bet 

erklärte Senator Dr. 

den. 

  

   ber Erhobung der Lohne. Der Abg. Nos bai ſchon in einer 
trüheren Boltstagzüitzung barauf hingewteſen. Bie Danziger 
Etfentnduſtrie iſt anf den MWeltmarkt angewieſen. 
Darum laflen ſich ihre Löhne nur bik zu einem gewiſſen 
Grade ſtelaern, weil ſonſt bie Gefabr beſteht, daß die Eiſen⸗ 
induſtrie brach licat und Tauſende ardeitslos werben. Einen 
Bertrag, ber lolche Volgen zeittgt, braucht Dauzig nicht ab⸗ 
Ler ebenz Es iſt unbegreiflich, daß ein Danziger Verbot 
her Lebenamittelausſuhr der Züſtimmung Polens bedürſen 

foll. Im polniſchen Tert des Vertrages iſt nur von 
Waren, fedoch nicht von Lebensmitteln die Rede. Die 
jetzige Ohnmacht bes Senats iſt bie Folge davon, daß er ſich 
bei Abſchluß des Vertrages von Intereſſenvolttik leiten lietz⸗ 
Die Handelswelt hat große Meſchäfie gemacht. Wenn 
jest wieber Bollerleichterungen gewährt werden, wird die 
Bürgerſchaft kaum einen Vorteil davon haben⸗ 

In einer polniſchen Zeitung wurde von dem Abg. Mau 
die Anſicht vertreten, daß die Einführung der polniſchen 
Währung in Danzis Veſſerunn bringen würbe. Bei Einfüh⸗ 
rung ber polniſchen Währung würde in wenigen Tagen der 
Austauſch der Güter erſolgt ſein, Nicht möglich würde es 
aber ſein, die Löhne und Gehälter den polniſchen Pret⸗ 
len anzupaflen. Das Vebensuiveau der unteren Beamten 
Augeſtellten und Arbeiter würde geradezu fürchterlich wer⸗ 

Aus rein wirtichaftlichen Gründen iſt die Einführang 
der polniſchen Währung nicht müglich. Um ben dauernden 
Valulaſchwankungen entgegenzuwirken, brauchen wir ein 
Wirtſchaftsamt. Eine gyt ausgebaute Zwangswirtſchaft 
würde eine gerechte Periettung der vorhandenen Lebensmit⸗ 
tel, wie Brot, Fleiſch, Milch, Butter und Kartoffeln, ermög⸗ 
lichen. Wenn der Volkstag ernſtlich gewillt iſt, der Bevöl⸗ 
kerung Gllſe zu bringen, dann muß er den ſoztialdemokrati⸗ 
ſchen Ankrägen zuſtimmen. 

Senator Jauſſon antwortete, daß die in den letzten Mo⸗ 
naten eingetretene Lebensmittelteuerung in der Hauptſache 
eine Folge ber Markentwertung ſet. Die Elnrichtung eines 
Wirtſchaftsamtes erachte der Senat nicht als notwendig. 

Abg. Fietkau (K.) betonte, daß der Senat ſich als unwür⸗ 
din und ungeeignet erwleſen habe, mit Polen zu verhandeln. 
Wenn die richtigen Männer mit Polen verhanbelten, wäre 
über den Erlaß von Ausfuhrverboten eine Elnigung mit 
Polen leicht möglich. Wenn der Senat nicht bald durch⸗ 
grelfende Maßnahmen gegen die Teuerung trifft, wird die 
Arbeiterſchaft zur Selbſthilfe greifen und ſich vom Laude 
holen, was ſie zum Leben braucht. 

Abg. Leſchtowsti (U. S. P.) ſtihrte aus, daß auch bei den 
Mittelparteien Stimmunod für Aunahme der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Anträge war, dieſe dann aber auſEtufluß der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion umſchwenkten. Redner verlangt vom 
Senat Aufklärung üher die Gerüchte, daß aroße Mengen 
Vieh und 4000 Zentnät Käſe mit Genehmigung des Senats 
nach dem Auslande geſchafft worden ſind. Wenn Ruhe und 
Ordnung aufrechterhaͤlten bletben fſollen, wird es die höchſte 
Zeit, daß der Senat mit ſeiner einſeltigen Klaſſenpolitik 
Schluß macht. Die Fraktion der U. S. P. werde für die 
ſozialdemokratiſchen Anträge ſtimmen. 

Abg. Nahn (K.) beantragte, die weitere Ausſprache zu 
vertaßgen. Als von nechts dem Antrag widerſprochen wurde, 
verlangte der Anlragſteller namentliche Abſtimmung. Vom 
Präfidenten wurde dieſer Antrag als geſchäftsordnungs⸗ 
widrig abgelehnt. Abg. Rahn ſtellte nunmehr den Antrag 
anf Rückverweiſung des Verhandlungsgegeuſtandes an den 
Ausſchuß. Die namentliche Abſtimmung ergab dann die Be⸗ 
ſchlußunfähiakeit des Hauſes. Dem Präſtbenten blieb nichts 
anderes übrig, als die Sttzung auf Freitag nachmittag 3 Uhr⸗ 
zu vertagen. 

Danziger Nachrichten. 
Eine Sitzung der Stadtverordneten 

findet am Dienstag, den 9. Mai, nachmittags 4 Uhr, ſtatt. 
Auf der Tagesordnung der öffentlichen Sitzung ſtehen u. a.: 
Wahlen von Armen- und Waiſenpflegerinnen. — Feſtſetzung 
der Steuerzuſchläge für 1922. — Annahme einer Bücherſtif⸗ 
tung. — Erſte Leſung folgender Haushaltspläne für 1922: 
1. des Kinder⸗ und Waiſenhauſes Pelonken, 2. der Straßen⸗ 
reinigung, 3. der Müllbeſeitigung. — Theaterange⸗ 
legenheit. — Anfragen von Stadtverordneten betr. 
1. Schutz der Angeſtellten, 2. Gehaltsregelung der Angeſtell⸗ 
ten und Beamten, 3. Arbeitsamt. — Antrag von Stadt⸗ 
verordneten betr. Jugendheim. — Verlängerung der Gül⸗ 
tigkeitsdauer des Ortsſtatuts betr. den Betrieb von Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften. — Einrichtung zweier Wohnungen 
in dem Wärterwohnhauſe am Heinrich⸗Ehlers⸗Platz. — Auf⸗ 
ſtellung eines Gartenhydranten auf dem Lazarettkirchhof 
Saſpe. — Beſchaffung einer Präziſions⸗Schnell⸗Drehbank 
für die Automobilwerkſtatt der Fenerwehr. — Gewäh⸗ 
rung einer Wirtſchaftsbeihilfe an die 
ſtädtiſchen Beamten, Lehrperſonen und 
Angeſtellten, — Anerkennung eines Klageanſpruchs. 
— Ausbau des Strießbaches auf einer Strecke an der Mühle 
Kupferhammer. — Beſchaffung von Geräten für die Turn⸗ 
halle am Winterplatz. — Berichterſtattung und Anträge des 
Petitions⸗(Eingaben⸗)Ausſchuſſes. Anſchließend geheime 
Sitzung. 

   

  

Die Entlohnung der Staatsarbeiter 
erfolgt, wie bereits geſtern kurz mitgeteilt, rückwirkend ab 
1. April nach einem neuen Tarif und zwar wie folgt: 
Stundenlohnempfänger: Vorhandwerker und 

VBorarbeiter für die Stunde 12,30 Mk.; Handwerker über 18 
Jaßhre 12,11 Mk,; Lehrlinge, im 1. Lehrjahre 3,03 Mk., im 2. 
Lehrjahre 3,07 Mk., im 8. Lehrjahre 359 Mk., im 4. Lehr⸗ 
jahre 4,01 Mk., Keſſelheiger mit Prüfungszeugnis 12,14, Mk., 
Hilfsheizer und angelernte Arbeiter 12,14 Mk., ungelernte 
Arbeiter über 18 Jahre 11,80 Mk.; jugendliche Arbeiter, von 
11—15 Jahren 5,27 Mk., von 15—16 Jahren 5,47 Mk., von 16 

bis 17 Jabren 6,01 Mk., von 17—18 Jahren 657 Mk., Arbei⸗ 
terinnen, die Mäunrrarbeit verrichten, und angelernte über 
18 Jahre., a) mit eigenem Hauaitaud 120. Mü.eb) vhne. ci 

       



iohnteng und Wöfcherelntaung), Sae 
uterhall Eüas Wi.; Räberian — 
An den Mebeltstagen), ) Mit eiceneh, 1b 

0 Me,⸗h) oöne eigenen Hauspſtand ih üttt.. 
Als Heionberer Musgleichssnichlas mirb Ken wer⸗ ten 
Mniichen Krbettern für dle unkerbaltunabEerechttete & 

Frun eine MWranendeibilfe von 1 Mark für die Munde 
ſürwiüürt, Die Kranenbeltbllſe taun auch Gitstern, gewͤort 

erdeh, wenn ſie ſür den pvilen Unterthaält von Kintzörn, far 
e eine Kinderbeibiuke zu zablen iſt, im etauen Hanßhalt 

mmen. — —* 
uperben erüuiten die Arbelter Ainberbelbllfen 

(i der Weiſe, daß für iedes Kind bis zum vollenbeten b. Oe⸗ 
brnblatre 20 Mt., Dis zum vollendeten 1. Oebenglahre 758 
Mark, bis zum vollendeten 21. Lebensiade- 880 Mt. monat⸗ 
lich gezahll werden. ö 
phitt Kinder vom 14. 516 21. Lebens⸗jahr wird die Kinder⸗ 
Pekbille nur auf Kutrag gewäbet, wenn das Kind ſich in der 
Schulanhblldung oder in ver Ausbilbnng für einen künſtia 
oarnen Eutgett auszunbenden Hebenübernf beſtnbet, oder 
wenn eß megen kürverlicher ober griſtiger Gebrechen dauernd 
erwerbounfäbis iit und kein etgenes Einkommen von mebr 
als 4000 Mark lährlich bat. 

  

    

  

     
    
    
    
    
    
       

  

   

  

   

   

                                                                                    

      

    

   

            

    

Hegen volrſſche Hebergriße wendet gich lgende klerne 
Keufrage an den Senat: Die polniſche Eiſenbahnverwaltung 
verwenbet auf dem bieſtgen Hauptbahnbof Empfangs⸗ 
Beſcheinigangen für die Urbergabe von Handgepäck in 
ausſchliehlich volniſcher Syrache. Iſt ber Senat berett, 
Schrilte zu unternebmen, um dieſer Berketzung der Entſchet⸗ 
dung des Oberkommiſſars vom 158. September 1921 ent⸗ 

gegenzutreten? In einer weiteren Anfrage wird darauf 
bingewleſen, daß nach Meldungen polntſcher Zeitungen eine 
polntſche pollzelliche Ueberwachung im Freiſtaat ſtatt⸗ 
Kunbet. Per Senat wird angefragt, was er zu tun gedenkt, 
um berertigen Einariffen in die Hoheltsrechte der Freien 
Stadti ei nenenzutreten. 

  

  

Iu Urmen- unb Waiſenpflegern werden der Stadtver⸗ 
orbnetenverſammlung vorgeſchlagen: Frau Auguſte Wieſen⸗ 

Altft. Graben 112, Frl. Gerirnd Hamann, Böttcher⸗ 
gafft 12/18. Bemelndeſchweſter Olga Erdmann, Jobannis⸗ 
Rgaſfe V0. Zum Bezirksvorſteber für den 35. Stadtbezirt wird 

Herr Cskar Sziementowski, Langfußr, Bahnhofsſtraße 14, 
vorpeſchlagen. 

Das Blütbner⸗Orcheſter in Danzig. Am 13. und 
14 d. M. wird das Blüthner⸗Orcheſter aus Berlin in 
einer Stärke von 60 Künſtlern iin Schützenhaus zwei 
Konzerte veranſtalten. Das Blüthner⸗Orcheſter nimmt 
heute in künſtleriſcher Beziehnng neben den Phil⸗ 
barmonikern in Berlin eine hervorragende Stellung 
ein. Es iſt eine ganze Reihe von Jahren vergangen, 
ſeit wir in Danzig Gelegenbeit hatten, einen künſt⸗ 
leriſch in ſich geſchloſſenen Tonkörper von der Qualität 
des Blüthuer⸗Orcheſters zu hören. An der Spitze ſteht 
ein junger Berliner, Edmund Meiſel, dem als Diri⸗ 
nent ein ſebr guter Ruf vorangeht. Sollſtiſch wird ein 
Berliner Tenor, E. Reinhold Schütz, mitwirlen. Die 
Programme zeigen eine Ausleſe klaſſiſcher Muſik, ſo 
daß auf eiten außergewöhnlichen Genuß gerechnet 
werden darf. 

    

Cavalleria ruſticana. — Der Bajazzo. 
Darziger Stabttheater. 

Won dieſen beiden Klamanköperchen bleibt doch eigent⸗ 
lich t den Jahren immer weniger übrig. Am meiſten 
Freude bat mau noch an Mascagni, der viel echtes Volks⸗ 
tum aruf die Bühne bringt, auch bei weitem nicht ſo triviqi 
iſt wie ſein Lanbsmann Leoncavallo, für deſſen knalligen 

„Vajazoo“ man lieber einmal Bittner „Das bölliſch Gold“ 
oder Blechs „Verſiegelt“ oder d'Alberts „Abreiſe“ gehört 
bätte. Od deun auch in die Oper niemals etwas Neuluft 
kommen joll? Dieſes Repertoire, das wir kauen und 
ſchlucken müſſen, ſtand ſchon zu meinen Knabenzeiten. Aber 
wie es ſtand. Doch bier in Danzig kommandiert das Pu⸗ 
bliknm. Es zablt und füllt die Ränge bis zum Verſten. Un⸗ 
erzrarr und kritiktos klatſcht es Beifal und iſt immer 
dankbar. ‚ 

Ueber der geſtrigen Doppelaufführung waltete kein be⸗ 
ionders glücklicher Stern. Kapellmeiſter Selberg leitete 
iie und ſorgte wenigßens dafür, daß nichts auseinanderging; 
dei Mascagni fehlte der grazile, tropiſche Fluß und bei 
Deoncavallo, der ihm weit beßer geriet, ging er vielfach mit 
den Kraftmaßen zu ſehr ins Zeug. Julius Briſchke gab 
gute Maſſenbewegung und hübſche Bilder idie dem verdien⸗ 
len Theatermaler Loch Ehre machien). Mit den Lichtern 
in der „Sauernehre“ war er ſelten unglücklich. 

Von den Soliſten war ſowohl Fredy Buſch ein italieni⸗ 
icher Dorſburiche als Fritz Stein ein wirkſamer Cani. 
Die nötige Gemeidigkeit für dieſen Geſaug ermangelt bei⸗ 
den und kann weder durch Buichs Metallglanz noch durch 

us elementare Kraft erſetzt werden. Am weitaus beiten 
in dieſer Hinſicht gelang Ernſt Claus der Silviv, mit das 
Reſite, was ich bisher von dem begabten Sänger gehört habe. 
Der ausgezeichnete Eindruck, den Franz Hahn mit dem 
Fuhrmann Altio bintierließ. blieb als Taddeo nicht in 

Aleichem Maße beſtenen; der Ton klang zuweilen recht ſpröde 

und auch die Tendens zur Uebertreibung ſtörte. 
Wenig aünſtig ichnitten die Sängerinnen ab. Elli Gla⸗ 

ditſch ſang nicht nur, ſondern ſie ſank auch leider öſters 
ſehr empfindlich bei hartem Stimmklang: darſtelleriſch 

Feblte ihr gleichtalls jedes Format der glühenden Südlände⸗ 
-in. Auch Olga Lutz⸗Biſelly als Santnzza hat mich 
diesmal geſanglich ziemlich enttäuſcht. Alice v. d. Linden 
und Walter Mann boten als Lucia und Harlekin Leiſtun⸗ 
gen von ſompathiſcher Solibität. Ebenſo die Chöre, die ſchon 

Liel Itlehn, aber noch nicht immer Edelklong ges haben. 

*. O 
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Wähte im Wusihaſen. Tue Diebnühte au Waren 
der polntſch⸗amerikaniſchen Miiſſton im Freihafen ſtub kurtck⸗ 

der Knuklage der Hehlerei. Sie batte von Hauſterern Sachen, 
wie Schuhe, Hemden, Unterhoſen, Sweater ufm. angekauſt 

und dieſe Waren ſtammten aus Amerlka und waren der 
Miſſion geſtoblen. Die Frau entſchuldigte ſich damtt, dat 
ſte geßlaubt hatte, die Gachen ſeten rechtmützig erworben. 
Das Gericht war aber der Anffaſſung, daß man beſonders in 
Neufahrwaſſer febr mitztraniſch ſein müſſe gegen alle Ver⸗ 
ſonen, bie auf der Straße und in Hänfern Waren anbieten. 
Bei den umfangreichen devel baß miiſſe man in den meiſten 
Fällen die Vermutung hegen daß die Waren geſtoblen ſind. 
Die Angeklagte wurde zu Wochen Geſängnis verurteilt. 
Da ſie jedoch nicht ans verbrecheriſcher Neiaung gehandelt 
hat, wurde ihr Strafansſetzunn auf 2 Jabre gewährt. 

Dile ſabollerte Getreibꝛumlage. Der Beſttzer Ludw. Rein⸗ 
bolz in Richtbof botte ſich vor dem Schöffengericht wetten 
Bergehens gegen das Getreibeumlagegeſetz zu verantwor⸗ 
ten. Er ließ- 15 Zentner beſchlagnahmten Roggen einfach 
vermahlen und verbrauchte ihn in ſeinem Hanshaält. Gegen 
einen Strafbefehl über 4500 Mark erhob er Einſpruch irnd 
bat um eine mildere Steafe. Das Gericht beſtätigte aber 
dieſe Strafe. Der Angeklagte babe durch ſein Verhalten die 

Allgemeinheit geſchädigt. Als Selbſtverſorger ſei er ſowieſo 
ſchon boſfer geſtellt, als die Stadtbewohner. 

Eine Darlehnsſchwindlerin. Vor ber Strafkammer hatte 
ſich die Arbeiterin Jenny P. in Danzig wegen Urkunden⸗ 
ſälſchung und Betruges zu verantworten. Der Pflegevater 
der Angeklagten war mit dem Abgeordneten M. bekannt. 
Dieſen Umſtand wollte die Angeklagte ſich zunutze machen. 
Sie ſchrieb an M. einen Brief und bat um ein Darlehn von 
150 Mark. Der Brief wurde mit dem Namen des Pflege⸗ 
vaters unterſchrieben, doch wußte dieſer nichts davon. Die 
Angeklagte erhielt auch das Geld. Die Angeklagte ſchrieb 
dann noch einmal ein Geſuch in der gleichen Weiſe und da ſie 
nicht gleich Geld erhielt, ging ſie verſünlich zu M. und er⸗ 
laugte wiederum 130 Mark, angeblich für den Pflegevater. 
Durch Zufall kam die Sache heraus. Mau fand dann bei 
dem Mädcher noch einen angefangenen Brief, der an einen 
anderen Herrn gerichtet war. Das Gericht verurteilte die 
Angeklagte zu 7 Monaten Geſängnis wegen ſchwerer Ur⸗ 
kundenfälſchung und Betruges in einern Falle, Weßen Ha⸗ 
kundenfälſchung und verſuchten Betruges in etnem Falle und 
wegen Betruges in einem Falle. ‚ 

Der Reichsbund der Kriegsbeſchädigten hbält am Montag, 
den 8. Mat, abends 6 Uhr, in der Aula der Petriſchule, 
Hanſaplatz, eine Generalverſammlung ab. Mäheres ſiede 
Inſerat in der beutigen Nummer.) ö‚ 

Tiegenhofß. Die Stadtverordnetenver⸗ 

ſammlung bewilligte der Kreiswanderbücherei 
einen Betrag von 200 Mark. Der Ermäßigung der 
Luſtbarkeitsſtener in einzelnen Fällen wurde duge⸗ 
ſtimmt. Dem Verein für Bewegungsſpiele wurde 
Drahtgeflecht unentgeltlich zur Verfügung pveſtellt, 
Die Entſchädigung für Abfuhr des Kehrichts wurde 
verdoppelt. Die Verſammlung beſchloß, für den erſten 
Hund 60 Mark, für den zweiten 200 Mark und für 
jeden weiteren Hund 100 Mark Steuer zu erheben. 
Die Weidepreiſe wurden um 100 Mark erhöht. Die 
Gemeindezuſchläge zur Wertzuwachsſteuer wurden 
einſtimmig feſtgeſetzt. Von der ſogialdemokratiſchen 
Fraktton lag ein Antrag vor, der die Erbamung von 
Kleinwohnungen forderte. Der Maglſtrat gab die Zu⸗ 
ſicherung ab, alles in die Wege zu leiten, um die Woh⸗ 
nungsnot zu beheben. Einer Erhöhnng der Armen⸗ 
unterſtützung wurde zugeſtimmt. Weiter beſchüftigte 
ſich die Verſammlung mit einer Anfrage des Genoſſen 
Prohl wegen Einſtellung der hieſigen Arbeiter. 

  

Stanbesamt vom 5. Mai 1922. 
Todesfälle: T. d. Kapellmeiſters Emll Noſchkowski, tot⸗ 

geb. — Invalide Karl Pioft. 64 J. — Ingenieur Rudolf 
Steimmig, faft 6h J. — Banktamter Erich Schülke, 23 S. 

1 M. — Zeitungsverfäufer Iwan Korytow, 48 J. 7 M. — 
S. d. Arbeiters Walter Dulskti, 2 J. 4 M. — S. d. Arbeiters 
Guſtav Weber, 11 M. — Frau Klara Hoffmann geh. von 
Bichowskv, 29 J. 8 M. — Arbeiter Johann Mloms ka, 50 J. 
7 M. — T. d. Lokomotipheisers Anwärter Hugo von Abro⸗ 
lewski, 15 Tage. — Privatiere Jobauna Kramer, J. 5 M.   
— — 
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Eine Tauſend⸗Dollar⸗Note, 
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88e 2 De jeſtern in 0• 
aalbehert an dem brutalen Machtſtanbpunkt der Direr⸗ 

, Uuter den neun Bedingunden, bie ſie far bie Beendt, 
geng Unsſperrnna ſiellt, defindet ſich gene Aber bas 

82 % Kbteeeptebld. 88, Siter Cales weres Pe. Sen. 
barttät der Urbehber energiſ⸗ beheben werden muß. Dir 

haften Piſchart gegenwärtia mit 
räuchertem Zußande voch böher — begahlt wird, ſo bedeutet 

der ſeltene Faug für den vom Glack becünſtigten Diſcher 
eine Einnahme von zirka 10000 Mark. 

Aus aller Welt. 
Der ſalmge Ueberfall in Oberſchleſten. In der letzten Nacht 

drangen Banbiten in ein Geſchüftshaus in Hindenburs ein, 

vmtbten 8000 Mark und erſchoſſen einen Grubenarbeiter, der 
ſich uu, Keller verſteckt batte. Ein Wachtmeiſter wurde ver⸗ 

  

SHochofenturchbruch bei Daisburg. In dem bet Duisburg 

gelegenen Hochfelder Hüttenwerk erfolgte ein Hochofen⸗ 
durchbruch, der von ſieben Exploſtonen beglettet war. Die 

Arbeilter⸗konuten ſich noch rechtzeitig in Sicherheit bringen. 

Befätigtes Tobesurteil. Das Reichsgericht hat die von 

dem Schmied Sievert, der die Bürgermeiſter von Herford 

und Heidelberg um das Leben gebracht bat, eingelegte Re⸗ 

viſton verworfen. Damit hat das Todesurteil Rechtskraft 

erlangt. 

160 Opfer bei einer Exploſion. In den Kohlen⸗ 

aruben in Lupency (Siebenbürgen) erfolgte eine Ex⸗ 

ploſion, bei der etwa 160 Grubenarbeiter umkamen. 

54 waren faſt vollkommen verkohlt und 28 ſchrecklich 

verſtümmelt. 6 Grubenarbeiter wurden ſchwer und 

5 leichter verletzt. Bei der Feſtſtellung der Leichen 

ſpielten ſich herzzerreißende Szeneu ab. 

Ein Maſſen⸗Verbrecher. In einer vor dem Regens⸗ 

burger Volksgericht drei Tage dauernden Verhandlung 

hat ber 20 jährige Hilfsarbeiter Dobler eingeſtanden, 

daß er nicht nur die ihm zur Laſt gelegten zwei Morbe 

und einen Mordverſuch begaugen habe, ſondern noch 

einen weiteren Mord, zwei Mordverſuche und ſechs 

Brandſtiftungen Das Volksgericht verurteilte Dobler 

dreimal zum Tode ſowie zu 15 Jahren Zuchthaus. 

Fugendlicher Millionen⸗Defrandant. Bei einer 

Bank in Nürnberg iſt ein 167 jähriger Lehrling ver⸗ 

ſchwunden, der folgende Werte miigenommen hat: 
17 000 Franks belgiſche 

Noten, 1000 Franks franzöſiſche Noten, 1500 Lire ita⸗ 

ltentſche Noten, eine Million Kronen deutſch⸗öſter⸗ 

reichiſche Noten (Stücke zu 10000 Kronen), 3060 Frk. 

Schweizernoten. 

Todesſturz von einem Wolkenkratzer. In Neuvork hat 

ſich ein ſchrecklicher Unglücksfall ereignet. Die Mutter des 

in England und Amerika ſehr bekannten Pianiſten Perey 
Crainger ſtürzte aus dem 18. Stockwerk des Gebäudes der 

Akolin Hall, während ſie bei Freunden zu Beſuch wellte. Die 
Unglückliche blieb vollſtändig serſchmettert auf der Straße 

8 Verſammlungs⸗Anzeiger ů LE é 

Achtung! Arbeiter der Danziger Werjtl 
Sonnabend: Urabſtimmung über ben Schiedsſpruch in 

den bekannten Lokalen. 
SP. D. Metallarbeiter⸗Vertrauensleute. 

Freitag, den b. Mai, abends 7 Uhr: Sitzung im Partei⸗ 

band der Maſchintſter und Heiger. 
Sonnabend, 6. Mat, abends 6 Uhr, im aroßen Saal 

des Gewerkſchaftsbauſes: Monatsverſammlung. 
Freic urnerſchaft Schidlitz: 

—onnabend, den 6. Mai: Mitgliederverſammlung in 
ver Mädchenſchule. Gleichzettig müſſen die Meldungen für 
das Bundesſeſt in Letpzids, ſowie zum Beztrksfeſt iu O 
abgegeben werden. 

  
  

   



     

Danziger Nachrichten. 
gur Sicherung der Lebensmiütelverſorgung 

ütwarf eingebracht. Dieler verlaßat in weiterer Ab⸗ 
bes Artikeis 215 deß Danzid⸗volniſchen Abtom⸗ 

  

  

mens vonn 
vyn iecsiicben Gieß elnſchl, derdbuchvieb und 
füämtticer in der Freten e us den Sabielder 
enen See⸗ und Flußfiſche aus dem Gebiet ber 

Freten Danzia sis zum n1, Dezember 1922. Bergehen 
geden bleſer Verbot ſollen mit Gefänanis nicht unter einem 
Jaör heſtraſt werden. Dieſe Vorlage deckt ſich mit dem jetzt 
vom Senat erlaſſenen Ausfuhrverbot für Milch und Milch⸗ 
erseugniſſe, nur daß die Friſt etwas weitergelteckt iſt, damit 
daß Berbot auch zur wirkfamen Hilfe wird. Dieſe Ausſuhr⸗ 
verbote ſind Vorbedingung füir alle zu erareiſenden Maß⸗ 
nabmen gegen die Teuerung. Pflicht des Senats wäre es 
gewefen, dieſe Aurfuhrverbote berelts anläaßlich ber letzten 
Serbanblungen mit Polen zur Durchfubrung eu bringen. 
Neben dleſen Ausfubrverboten für Lebensmiitel wird aber 
auch gegen die Abwanderung und Vertenerung wichtiger Be⸗ 
darſsarttkel Vorſorge getreffen werden müſſen. Polen hat 
Danzig ote Einſubr zu ermäßiaten Zollſäben geſtattet. Wenn 
ble zollermäßigten Artitel jedoch von Polen weggekauft 
werden können, ſo iſt für die Danziger Bevölkerung mit 
dieſem Entaegenkommen nichts erreicht. Hoffentlich geſchlebt 
aun auch auf bieſem Gebiet bald etwas, 

Wirtſchaktsbeihilfen für ſtädtiſche Beamte, 
Lehrperſenen und Angeſtellte. 

Nach 9 42 bes Beamtendtenſteinkommengeſehes vom 21. 
Deßzember 1021 iſt die Staßtgemeinde Danzig verpflichtet, die 
Dienſtbezuge ihrer hauptamtlichen Beamten und ihrer Lehr⸗ 
perſonen ſo zu regeln, wie die der unmittelbaren Staats⸗ 
bequnten geregelt werden, Auch iſt es erforderlich, den Ange⸗ 
tellten bei Käbtiſchen Dienſtſtellen, der Vorlage entſprechend, 
Wirtſchaftsbeibtlfen zu gewähren, ſowett ſie Bezlige nach 
den für bie Beamten geltenden Grundſätzen erhalten. 

Den Ruhegehaltsempfängern und den Hinterbliebenen 
follen Wirtſchaftsbelhilfen nicht gezahlt werden, well dies 
auch im Deutſchen Reich nicht geſchieht. 

Mit ben Gewerkſchaften der Augeſtellten 
der Gruppe 4 iſt ein entſprechendes Abkommen unterm 
10. April d. J8. als Ergänzung zum Tariſvertrage getrof⸗ 
ken worden. Die Angeſtellten der Gruppe 4 erhalten eine 
laufende wiberrufliche Wirtſchaftsbeihllfe 
mit Wirkung von 1. Januar 1929 ab und zwart: Die vollbe⸗ 
ſchüftigten volljährigen Angeſtellten im 1. und 2., 
Dilenſtiabre 1520 Mark, 3. Dienſtjahre 1568 Mark, im 4. und 
in den folgenden Dienſtjahren 1600 Mark jährlich; bie voll⸗ 
beſchäftigten jugendlichen Angeſtellten von Beginn des 
Monats an, in dem ſie das 17. Lebens jahr vollenden bis zum 
vollendeten 18. Lebensfahr 960 Mark, 1b. Lebensjahr 1120 
Mark, 20. Vebenstahr 1280 Mark, 21. Lebensjahr 1440 Mark 
käbrlich. 

Die Angrſtellten, die ſett dem 1. Dezember 1921 bel Ver⸗ 
waltungen der Freien Stadt oder bei der Verwaltung der 
Stabtgemeinde voll beſchäftiat worden ſind und ſich am 
1. März 1022 bei der Stadtgemeinde in voller Beſchäftigung 
befanden, erhalten eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe, 
und zwar die vollläbrigen Ungeſtellten je nach Gruppe und 
Dienſtfahr 190—1000 Mark; die jugendlichen Angeſtellten je 
nach Gruppe uand Lebensalter 120—900 Mark. 

Den weiblichen Angeſtellten, die eine um 10 Prozent 
verkürzte Grundvergütung erhalten, werden auch die Wirt⸗ 
ſchafts beihilfen um 10 Prozent gekürzt. Den verheirate⸗ 
ten wetblichen Angeſtellten, die den Ortszuſchlag nur zur 
Hälfte erbalten, werden die Wirtſchaftsbeihilfen nur in 
balber Höhe gewährt. 

Die Gelamtkoſten diefer Vorlage betrageu rund 2150 000 
Mark. Der Senat begründet die Vorlage mit dem Hinweis, 
baß im Deutſchen Reich die Beamten und Angeſtellten in 
Oxten mit beſonders ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen Wirtſchaftsbeihilfen erhalten. Volkstag und und Se⸗ 
nat haben erkannt, daß auch in Danzig bie Zahlung dieſer 
Wirtſchaftsbeihilfe notwendig iſt. 

— — ñ— * 

Das geſtürmte Brennholzlager. 
Am 12. November 1919 wurde das Brennholzlager der 

IFtirma Apreck in Danzig⸗Neufahrwaſſer am Bröſener Bahn⸗ 
hof von einer Menge geplünbert und der Holzuszsar eage⸗ 
ſchafit. Nach den Angaben der Firma belief ſich der Schaben 
auf 12 226,50 Mark, weil etwa 420 Raummeter a 28,502 Mk. 

  

  

  

5 95 Coskalbemokratiſche Fraktton im Volthbtoge einen 

Ortober 10 das Berbot der Ausfuühr 
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dabt Danzig auf Grund TKumuliſchadengeſetzes in 
Unſpruch. Die Stabi hal ihre Haſtung imächſt beſtritten, 
weil gewöhnlicher Dlebſtahl vorläge. Daß Wericht den 
Anſpruch jedoch dem Grunde nach für gerechtfertiot erklürt. 
Da die Einleanng der Bernſung keinen Erfulg verſpricht, o 
beantragt der Senat bet der Sladtverordnetenverfammlung 
die Anerkennung des Klagecanſpruchs der Pirma in Sohe 
von 12 216,0 Mark nebſt 4 Prozent Pulen feit Eem 50. Ro⸗ 
vember 1010. — g 

— 

Metallarbetter! 
Am kommenden Sonntag und Montag Hubel 1a Deut⸗ 

lchen Metalarbeilerverbauh bie Waßl bie Delesterten 
zum Allgemeinen Deutſchen Gewertſchaftskongreß Hhatt. 
Dieler Kengteß iſt ſär die Arreiterſchaft von außerorbent⸗ 
licher Bedentung. Chenn er jeboch jeine aroden Mufgaben 
zum Beſten der Urbeiterbewegung lölen ſol, ſo Oürfen nur 
ſolche Kollegen zu ihm beleglert werben, die ea mii ih rer ge⸗ werkſchaltlichen Arbeit ernſt nehmen und die Geweriſchaften 
nicht dumm Tummelplatz parieipolitiſcher Zjele machen. Trotz übrer binreichend bekannten arßeiterſchädinenden Zerjyliite⸗ 
rungsvolttir ſind die Kommuniſten auch diesmal zur Wahl guf den Plan getreten unb verfuachen, bie Stimmen der Nol⸗ 
leninnen und Kollegen für ſich elnzufangen. Aufgabe aller 
ehrlichen gewerkſchaftlichen Klaſſenkämpfer muß es ſein, ba⸗ 
bih üm — Meß, — E 20 bas Ditte u. auf Unter⸗ 

ung ber Gewerkſchaften burch da tat von Moskan 
endgültis auſchanden gemacht werben. ‚ 

Nlemnand ege ſih bel Wiahtoſlig ů lſemand entzie einer Wahlpflicht, Leber e 
dafür, daß alle Mitglieder, die bie E det Verbendes erhallen und geſtärkt wiſſen wollen, unbebingt zur Wahl 
eelgrt 

ttelt die Lälfigen auf unbagttiert 
ben Kanbibaten altt 12 

Franz Urezyußki, Danzig. 
Neine Stimme ben kommuniftiſchen Urbet⸗ 

terzerſplitterern! 
* 

Gewählt wird am Sonntag, ben 7. Mai, von 10 Uhr vor⸗ 
mittags bis 4 Uor nachmittags, und Montaa, den 8. Mal, von 
2 Uhr nachmittags bis 7 Uhr abends, in ſolgende Lokalen: 
1. Vezlrk bei Steppuhn, Karthäuſer Straße, öů 
2. Bezirk bei Loth, Langfuhr, Heillgenbrunner Weg, ö 
3. Bezirk im Verbandsbureau, Heveliusplatz 1—2, 
4. Bezirk bei Reitz Nachfl., Große Schwalbengaaſſe 8, 
5, Bezirk bei Lengtes, Neufahrwaſſer, Albrechtſtraße. 
6. Bezirk bet Nappel, Oliva, 
7. Bezir? öet Kölſch, Zoppot, Pommerſche Straße, 
8. Bezirk bet Schönwieſe, Heubude, 
0. Bezirk Ohra⸗Nieberkeild „Zum fidelen Bauer“. 

Es kann ſedes Mitglieb wählen, wo es will. Wählen 
kann nur, wer nicht mehr wie 6 Wochen mit den Beiträgen 
reſtiert. Das Mitaliedsbuch iſt zur Wahl mitzubringen. 

Der Ausbau des Strießbaches. 
Der Strießbach, gewöhnlich ein harmloſer Waſſer⸗ 

lauf, kann zu Zetten ber Schneeſchmelze und bei ſtar⸗ 
ken Regengüſſen ſehr geſährlich werben. Insbeſondere 
ſind die mitgeführten Sandmaſſen flir Langfuhr ver⸗ 
derblich geweſen. Die Stadtgemeinde Danzig hat ſich 
deshalb vom Staate das Recht zum Alisbau des Strieß⸗ 
baches auf einer kurzen Strecke an der Mühle Kupfer⸗ 
hammer zum Zwecke der Erbauungetner Stau⸗ 
ſchleuſe undeines Verzögerungsbeckens 
ſowie zu den etwa erforderlichen Enteignungen über⸗ 
tragen laſſen. 

Oberhalb der Milhle Kupferhammer ſoll eine maſ⸗ 
ſive Stauſchleuſe errichtet werden, die für gewöhnlich 
das Waſſer des Strießbaches ohne Eluſchränkung auf 
dem bisherigen Wege abflietzen läßt, größere Waſſer⸗ 

  

mengen aber burch einen neu zu erbauenden Um⸗ 
leitungskanal dem Verzögerungsbecken zuführt, wo ſie 
ſo weit zurückgehalten werden, daß ſie nicht gleichzeitig 
mit dem Tagewaſſer aus den unterhalb gelegenen be⸗ 
bauten Teilen von Hochſtrieß und Langfuhr zum Ab⸗ 
fluß gelangen. Als Becken ſoll die oberhalb der ehe⸗ 
maligen Huſarenkaſerne gelegene alte Kiesgrube aus⸗ 
genutzt werden. Auf dieſe Weiſe wird nur die Her⸗ 
ſtellunz eines niedrigen Staudammes längs der 
Straße Hochſtrieß und des Pelonker Weges erforder⸗ 
lich. Zur Abführung des in dem Becken angeſammel⸗ 

  

  

ooſies qi Joll ein Purch Ein Schifß perſchrrehh 
Grundablaß (Betonkanal) dleuen, der unterhalb d 
Mlihle Kupferhammer wieder in deit Strießbach 9. 
leltet wird, ö 

Ein weiterer Ausbau des Striehbaches und ſelner; 
Nebenbüche (der geſamte Entwurf ſchließt mit 1)7 Mäln 
Lionen ab) kommt erſt nach Fertliaſtellung der; 
obenbeſchriebenen Anlagen in Frage. 1 

Die zur Ausflührung der genannten Bauanlagen 
erforberlichen Miitel in öhe von 575 000 Mk. werde 
von ber Stadtverordnetenverſammlung angefordert., 

Line koſſppielige Berlreiung win ſich der GSenat anſchel⸗ öů 
neud für die diesmallige Völkerbundktagung, auf der eine ů 

  

Retbe Danziger Fragen zur Beratung ſtehen, leiſten. Wie 
mitgeteilt wird, follen Senatspräſtdent Sahm, ſowle bie 
Seuatoren Volkmaun und Schümmer bazu entſandt 
werden. Letzterer uur, weil die Ausweiſungsfrage mit auf 
der Tagesorbnung ſteht. Es iſt nur ſchwer zu verſtehen, baß ü 
angeſichts der dringend notwendigen Sparſamkeit, der Dan⸗ 3 
ziger Stanbdpunkt auch in bleſer Frage nicht ſchon durch den 
Senatspräſtdenten ausreichend gewahrt erſcheint. 3 
„Der ſteigende Frembenverkehr in Danzig. Nach den 

Wochenberichten des ſtatiſtiſchen Amtes nimmt der Fremden⸗ 
zufluß nach Danzig erbeblich zu. So hielten ſich in der 
Woche vom 23. April bis 29. April allein nach ben polizei⸗ 
lichen Meldungen 19)4 Fremde in Danzig auf, Den größ⸗ 
ten Anteil ſtellte Polen mit 1282, dann Deutſchland mit 401 
Perſonen. Dle übrigen Länder waren wie ſolgt vertreten: 
Rußland 92, Amerika 20, Dänemark 17, Lettland 15, Litauten 
15, England 14, Frankreich 11, Holland 9, Norwedgen b, Ru⸗ 
mänien 9, Schweiz 9, Utraine 96, Memel 7, Oeſterreich «„ 
Tſchechullowakei 5, Eſtland 3, Jialien 2, Schweden 2, Bel⸗ 
gien 1, Finnland 1, Grtethenlaud 1, Ungarn 1. 

Der Geßſrierfleiſchverkanf. Der Verkauf des Gefrier⸗ 
fleiſches iſt in Kater Zeit ſehr rege geworden. Der Senat 
hat ſich baher veranlalnm neſeben, neue Verkaüfsſtellen für 
Gefrierfletſch ein⸗mrichten. Es wird in fämtlichen Gefrier⸗ 
fleiſchverkaufsſtellen Schweine⸗, Rinber⸗ und Hammelfleiſch 
verkauſt. Alles Nähere ergibt die vom Seuat in der heutt⸗ 
gen Nummer unſerer Zeitung erlaſſene Bekanntmachung. 
„BVerlorene Nahrungs⸗ und Brotkarten. Der Senat weiſt 
darauf hin, daß verluſtiggegangene Nahrunns⸗Hauptkarten 
und Brotkarten nicht erfetzt werden. Sollte ein Erſatz in 
ganz beſonderen Ausnahmefällen ſtaitlinden, ſo iſt für jede 
erſetzte Nahrungs⸗Hauptkarte eine Gebilhr von 10 Marl und 
für jede Brotkarte eine Gebühr von 1 Mark zu eutrichten. 

„Jozef Pilfubsky“ wird verſteinert. Der bekannte Per⸗ 
ſonen⸗ und Frachtdampfer „Jyzef Pilſudsky“, der früiher 
unter amerikantſcher und polniſcher Flagge für die Polisy. 
Navigatton Corporatton fuhr, ſoll jebt, nachdem er auf der 
Klieler Werft umgebaut und reuoviert iſt, öffentlich in Kiel 
verſteigert werdben. „Jozef Pilſudsky“ wurde ſeinerzeit im 
polniſchen Aus⸗ und Nückwandererdtenſt nach und von Ame⸗ 
rika verwendet. 

Ein dunkler Diebſtahl. Am 3. Mal gegen 2 Uhr nachts 
beobachteten 2 Beamte der Schutzpolizei zwei Männer, die 
dem aus Hohenſtein einlaufenden Zug entſtiegen waren und 
gefüllte Ruckläcke trugen. Da die 2 Männer verbächtig vor⸗ 
lamen, wurden ſie zur Bahnhofswache ſiſtiert. Hier gaben 
ſie zu, den Inhalt, beſtehend aus ſe 1 Zentner Antimon 
(Lagerguß) von einem Veſitzer aus Hohenſtein aus einem 
verſchloffenen Schuppen geſtohlen zu haben. Beide Täter 
wurden dem Polizeigefängnis zugeführt. Der Aufklärung 
bedarf auch die Frage, wie der Beſitzer in Hohenſtein zu 
2 Zentner Antimon, einem ſeltenen Metall, gekommen iſt. 

Beim Segeln ertrunken iſt unweit des Zoppoter See⸗ 
ſteges der 16fährige Oberſekunbaner Hellmuth Wieck, älteſter 
Sohn eines Kaufmauns in Boppot. Ein plötzlicher Wind⸗— 
jtoß hatte das Boot zum Keutern gebracht. 

Neue Telegraphenlinien im Freiſtaat. Pläne über die 
Errichtung von vberirdiſchen Telegraphenlinien an dem 
Verkehrswege Reimerswalde—Tiegerweide und an dem 
Landwege Krebsfelde —Lupushorſt liegen bei dem Poſtamt 
in Tiegenhof vier Wochen aus, ‚ 
—22222....7—3FU2m2.kßxp—p—p—pßp—ß‚„p„—„»„»„—— 

Heutiger Deviſenſtand in Danzig. 
Polniſche Mark: 7,15—20 am Vortage 7.20 
Amer, Dollar .: 28 „ „ 285 
Engliſches Pfund: 12⁷⁰ — 12⁵⁰0 
  
  —ñ—— 
Verantwortlich für Politit Eruſt Loops, füir Danziger 
Nachrichten und den übrigen Teil Gritz Weber, beide 
in Danzig: für Inſerate Bruno EGwert in Oliva. — 

Druck von J. Geblt & Co., Dandig. 
     

Tentrale: Gr. Wollwebergasse 2- 3 
Langgasse 10 

Langfuhr: Hauptstraſie 117 
Zoppot: Secstraſe 37 
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Iurnschuhe - Sandalen -Tennisschuhe 
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Damen weibe Leinen⸗ 
Schnür- u. Spangenschune 

M. 178.— 148.— 108.— 
    

  

Damen R.· Chevreau-Halb⸗ 

schuhe menkene, 
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Werner's 
Achuhe andODiete 
MaiMfRen ieee 

  

Absatz .. von M. 395.— sind bekunnt Or. 31/35 M. 195.— 

als 

Damen braune Chevreau- eSann s0lithe Hestposten! 
Halbschuhe prelswert. Herren-Boxcali-Halbschuhe 

von àM. 475.—5 Nur Groge 44%46 M. 350.— 
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Herren braune Boxcali- 
Schnürstiefel 

von M. 395.—33 
  

  

0 Kinder Rindbox-Schnür- 
Stiefel o. 27½ M. [75.— 
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